
 

LETTLAND 

Zeittafel 
2000 v. Chr. Baltische Völker (Letten, Litauer, Pruzzen) wandern bis in das Gebiet des heu-

tigen Baltikums ein. Die baltischen Sprachen gehören zur indo-europäischen 
Sprachgruppe, wobei das Litauische dem Sanskrit am nächsten steht. 

500 v. Chr. Beginn des Bernsteinhandels – Kontakte mit anderen südwesteuropäischen 
Völkern. 

11. – 12. Jh. Besegelung der Ostseeküste durch dt. Missionare und Händler. 
1201 Gründung der Stadt Riga durch den Bremer Bischof Albert von Buxthoevden 

und Deklaration des Livlandes zum Kreuzzugsgebiet. Gründung des Schwert-
brüderordens zum Zwecke der Missionierung und Kolonisierung, der 1237 im 
Deutschen Orden aufgeht. 

13. Jh. Der Deutsche Orden bringt ganz Livland unter seine Kontrolle. 
14. Jh. Starke Vormachtstellung der Hanse in der Ostsee. Riga: Hansestadt – Bildung 

von Handwerks- und Kaufmannsgilden. 
1530 Erstes evangelisches Gesangsbuch in Riga – Direkte Korrespondenz mit Lu-

ther. 
1558 – 1583 Der Livländische Krieg. Angriff Iwans des Schrecklichen auf Livland. 
1562 Der letzte Ordensmeister Gotthard Kettler sucht Schutz bei Polen, löst den Or-

den auf und tritt zum Protestantismus über. Die „Polenzeit“ dauert von 1562-
1629. Dem deutschen Adel werden vom polnischen König, Sigismund II. Au-
gust, Privilegien gewährt, die bis ins 20 Jh. hineinreichen und von allen zu-
künftigen ausländischen Herrschern beachtet werden. Entscheidender Punkt: 
Beibehaltung dt. Rechts, Besetzung von Würden und Ämtern durch Deutsche.  

1629 Estland und Livland werden schwedisch, allerdings ohne Lettgallen, das bleibt 
polnisch, wird später russisch und fällt erst wieder 1920, nach der Unabhän-
gigkeit, an Lettland zurück. 

1632 Das „Lettisch Vademecum“ erscheint und legt die Rechtschreibung des Letti-
schen fest. 

 Die Schweden führen eine sog. Güterreduktion (d. h. nur alter Besitz aus der 
Ordenszeit wird anerkannt, neuere werden verstaatlicht und an die Bauern ver-
teilt). 

1640 – 1682 Herzog Jakob regiert in Kurland (Flottenbau und Kolonien in Gambia und To-
bago). 

1689 Erste Ausgabe der von Ernst Glück übersetzten lettischen Bibel. 
1700 – 1721 Der Große Nordische Krieg. Einfall der russischen Heere und Ende der 

„Schwedenzeit“ gegen 1710. Durch Krieg, Verwüstung und Pest Rückgang 
der Bevölkerung auf 1/3 (!). Mit der zaristischen Herrschaft Rücknahme der 
wichtigsten sozialen Errungenschaften. 

1772 1. Teilung Polens. Dadurch wird Lettgallen russisch. 
1797 „Die Letten“ von Garlieb Merkel erscheint. 
1818 Aufhebung der Leibeigenschaft in „Kurland“, 1820 in Livland. 



 2

1856 Die erste lettische Zeitung, der „Majas viesis“ beginnt zu erscheinen. Aufleben 
des lettischen Nationalbewußtseins, dass von Zar Alexander III. (ab 1881) un-
terdrückt wird. „Russifizierungsmaßnahmen“ (Russisch wird Amtssprache). 

1899 Arbeiter- und Arbeiterinnen-Streik in Riga, der in einen Aufstand mündet. 
Einsatz des russischen Militärs: 93 Tote. 

1905 Revolution in Petrograd, der sich die Letten und auch andere Völker des Rus-
sischen Reiches anschließen. Die Arbeiterforderungen werden in Lettland wei-
testgehend erfüllt. Jedoch Aufstände auf dem Land. Niederbrennung einiger 
Gutshöfe (ca. 82 Tote bei den Gutsbesitzern und -verwaltern und dem Klerus). 

1906 Strafexpedition des russischen Militärs (zwischen 1.000 und 2.000 Todesurtei-
le - Zahlenangaben unterschiedlich, Riga wird verschont, dadurch Flucht maß-
geblicher Intellektueller und späterer Staatsgründer). 

1917 Februarrevolution. Die während des 1. Weltkrieges entstandenen lettischen 
Schützenregimenter, die auf seiten Russlands gegen Deutschland gekämpft 
haben, werden von Lenin als persönliche Schutztruppe eingesetzt und leisten 
ihm entscheidende Hilfe in den Revolutionskriegen Russlands. Lenin hatte ih-
nen die Freiheit Lettlands in Aussicht gestellt. 

1918 Ausrufung der Republik Lettland (18. November 1918) 
1918-20 Freiheitskriege der baltischen Staaten gegen Sowjetrussland und deutsche 

Freischärler. 01.08.1920 Friedensvertrag zwischen Lettland und Sowjetruss-
land. Landreform in Lettland. 

1920 – 1922 Verfassungen: Parlamentarische Demokratie. 
1934 Aufhebung der Verfassung und Errichtung einer gemäßigten Diktatur unter 

Karlis Ulmanis. 
1939 23. August: Nichtangriffspakt zwischen Deutschland und der UdSSR. Im ge-

heimen Zusatzprotokoll kommen die baltischen Staaten und Finnland zur sow-
jetischen Interessenssphäre. Umsiedlung der Deutschbalten aus Lettland (und 
Estland). Den drei baltischen Staaten werden „Beistandspakte“ aufgezwungen. 
Sie müssen der Sowjetarmee Stützpunkte einräumen. 

1939-1940 Die Deutschbalten werden in den so genannten Warthegau und ins Reichsge-
biet umgesiedelt (Ende der 750-jährigen Geschichte des Deutschtums im Bal-
tikum). 

21.07.1940 Nach der Besetzung der baltischen Staaten erzwungener Anschluss an die 
Sowjetunion. 

1941 14. Juni: Verschleppung von 15.000 Letten in das „Innere“ der Sowjetunion 
(1940/41, insgesamt 30.000 Letten getötet, inhaftiert oder deportiert). 

1941 – 1945 Zweiter Weltkrieg: Besetzung durch die deutsche Wehrmacht und Eingliede-
rung in das „Reichskommissariat Ostland“ im Juli 1941. Vernichtungsaktionen 
gegen Juden unter Beteiligung von Letten. Lettische Freiwillige, später 
Zwangsrekrutierte kämpfen auf deutscher Seite. 

1944 Rückeroberung durch die Rote Armee im Herbst 1944. Erneute Verschleppung 
von Letten ins „Innere“ der Sowjetunion. Bis 1953 werden rund 120.000 Let-
ten getötet, inhaftiert oder deportiert. 

Seit 1945 Massive Sowjetisierung Lettlands. 1993 nur noch 54 % Letten, 33 % Russen, 
4 % Weißrussen, 3 % Ukrainer, 2,2 % Polen und 1,3 % Litauer. 

1986 Forderung nach Unabhängigkeit wird öffentlich erhoben. 
1988 Gründung der Volksfront als Sammelbecken aller Reformkräfte (in allen 3 bal-

tischen Staaten). 
23.08.1989 Am 50. Jahrestages des Hitler-Stalin-Paktes 600 km lange Menschenkette –  
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ca. 1 Million Teilnehmer – durch das Baltikum. 
20.03.1990 Die Volksfront gewinnt die Wahlen. 
04.05.1990 Das Parlament beschließt die Unabhängigkeitserklärung. 
20.01.1991 Sturm von OMON-Einheiten (Spezialtruppe des sowjet. Innenministeriums) 

auf das lettische Innenministerium (5 Todesopfer). 
03.03.1991 74 % stimmen für Unabhängigkeit (88 %-ige Abstimmungsbeteiligung, auch 

russischer Bevölkerungsanteil mehrheitlich für Unabhängigkeit). 
20.08.1991 Erklärung der Unabhängigkeit. 
21.08.1991 Wiederinkraftsetzung der Verfassung von 1922. 
06.09.1991  Anerkennung der Unabhängigkeit durch die Sowjetunion. 17.09: Aufnahme in 

die UNO. 
1993 6. Juni: Erste freie Wahlen. Das Parlament (Saeima) wählt Guntis Ulmanis 

(ein Großneffe des Vorkriegspräsidenten) zum Präsidenten. 
1994 Die letzten sowjetischen Truppen ziehen sich aus Lettland zurück. 
1995 Lettland wird Mitglied im Europarat (10. Februar 1995). 
1995 Am 27. Juni trifft eine Bankenkrise die noch junge Wirtschaft Lettlands. Die 

größte Geschäftsbank, Banka Baltija, wird insolvent.  
1996 Präsident Guntis Ulmanis wird für eine zweite Amtszeit gewählt (18. Juni 

1996). 
 Am 7. August wird Guntars Krasts von der Partei "Vaterland und Freiheit" 

zum Ministerpräsidenten gewählt. 
1998 Bei den Wahlen im Oktober erhalten die Parteien „Lettlands Weg“  und 

Volkspartei die meisten Sitze in der Saeima. 
 In einem Referendum wird den in Lettland nach 1991 geborenen Kindern von 

Nicht-Letten die Staatsbürgerschaft gewährt. Am 26. November wird Vilis 
Kristopans von der Partei „Lettlands Weg“ Ministerpräsident. Die Volkspartei 
wird trotz Stimmenmehrheit Oppositionspartei.  

1999 Aufgrund der russischen Rubelkrise werden weitere lettische Banken zah-
lungsunfähig. 

 Am 17. Juni wählt die Saeima erstmals eine Frau zur Präsidentin, die kosmo-
politische Vaira Vike-Freiberga (kanadisch-lettisch), die sich u. a. für eine In-
tegration der russischen Bevölkerung einsetzt. 
Im Juli gibt Vilis Kristopans nach einem Misstrauensvotum sein Amt als Mi-
nisterpräsident ab. Er wird durch den wohlhabenden und parteilosen Ge-
schäftsmann Andris Skele ersetzt. Am 10. Dezember 1999 wird Lettland offi-
ziell zu Beitrittsgesprächen zur Europäischen Union eingeladen. 

2000 Ministerpräsident Andris Skele, der eine anerkannt gute Wirtschaftspolitik ge-
führt hatte, jedoch seine Missachtung parlamentarischer Arbeit offen zum 
Ausdruck gebracht hatte, tritt am 13. April zurück. Auslöser waren die Mei-
nungsverschiedenheiten über die Art und Geschwindigkeit der Privatisierung 
großer Staatsbetriebe, insbesondere von Latvenergo. Am 05. Mai 2000 über-
nimmt der bisherige Bürgermeister, Andris Berzins (Lettlands Weg), die Re-
gierung. 
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   27.04.2002 

Die Balten der Bernsteinküste  
Die Balten waren sehr frühe indoeuropäische Einwanderer im Ostseeraum. Nur 
die Litauer fanden schon im Mittelalter nicht nur zu eigener Staatlichkeit, son-
dern eroberten auch ein Großreich.  

 

Bernstein war in der antiken Welt, bei Griechen und Römern, eine begehrte Handelsware. 
Von der Ostseeküste fand das goldgelbe, versteinerte Koniferenharz schon in vorgeschichtli-
cher Zeit nach Süd- und Westeuropa. Der römische Geograph Plinius berief sich bei seinen 
Angaben, woher der edle Stoff komme, auf griechische Vorgänger, als er eine „Insel Baltia“ 
fern im Norden als Herkunftsland angab. Das Wort blieb im mittelalterlichen „Mare 
Balticum“ (englisch heißt die Ostsee noch heute Baltic), in der erst in moderner Zeit üblich 
gewordenen Bezeichnung der Bevölkerung als Balten und der Region als Baltikum erhalten. 

Heute versteht man unter den baltischen Ländern die drei 1917/20 gegründeten selbständigen 
und 1990/91 wiedererstandenen unabhängigen Staaten Estland, Lettland, und Litauen. Das ist 
der politische Begriff. Die Sprachwissenschafter schränken das Baltische auf zwei Völker ein: 
Litauer und Letten. Ihre Sprachen bilden eine eigene, kleine Gruppe der indoeuropäischen 
Sprachfamilie, zu der fast alle Sprachen Europas, des Iran und Nordindiens gehören. Die Es-
ten (und die fast verschwundenen Liven) hingegen, nahe Verwandte der Finnen, gehören zu 
Europas ganz wenigen sprachlichen Ausnahmen: sie sind (wie auch die Magyaren) die euro-
päischen Vertreter der finnisch-ugrischen Sprachengruppe. 

Die Sprachen der Litauer und Letten haben sehr altertümliche Formen bewahrt, aus deren 
Wörtern und Grammatik sich die Verwandtschaft mit Latein und sogar mit dem altindischen 
Sanskrit belegen lässt. Als diese Hirtennomaden, deren Stärke darin bestand, dass sie das 
Pferd zum Reit- und Zugtier gezähmt hatten, zur Ostseeküste vorstießen, war das kein men-
schenleerer Raum. Schon nach dem Ende der Eiszeit hatten, das belegen archäologische Fun-
de, sich hier Menschen angesiedelt. Wer diese „Alteuropäer“ waren, wird für die Wissen-
schaft ein Rätsel bleiben. 

Die baltischen Stämme ließen sich um 3000 v. Chr. im Raum zwischen Weichselmündung 
und Rigaer Meerbusen – und vorerst noch weit nach Osten, bis in den Moskauer Raum aus-
greifend (das lassen viele Flussnamen vermuten) nieder. Die Ankunft der Esten nördlich da-
von ist ungewiss, aber eher später zu datieren. Im Laufe der Jahrhunderte hatten sich bis zum 
frühen Mittelalter – nach Abzug der Goten und anderer Germanenvölker und dem Vordringen 
slawischer Stämme in den baltischen und estnisch-finnischen Raum – fünf baltische Völker 
herausgebildet: die Prussen oder Pruzzen (die später, als durch den Deutschen Orden Unter-
worfene, dem Land Preußen ihren Namen hinterließen), die Litauer, sowie Kuren, Semgallen 
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und Letten im Gebiet des heutigen Lettland. Im Norden, am Südufer des Finnischen Meerbu-
sens, saßen die Esten. Die ihnen verwandten Liven nördlich der Düna wurden schon im Mit-
telalter von den Letten weitgehend assimiliert. 

Während nahezu ganz Europa um das Jahr 1000 bereits christianisiert war, blieben die Balten 
ihrem alten Götterglauben noch treu. In ihren zahlreichen Unterstämmen hatte sich bereits ei-
ne Kastenordnung gebildet, an deren Spitze Priester und – vor allem für den Krieg – Kuingas 
(das aus dem Germanischen entlehnte Wort für Könige) standen. 

Noch hatten sie zu keiner übergeordneten Einheit gefunden, als Schweden, Dänen, die Fürs-
ten von Nowgorod, Polen und vor allem der Deutsche Ritterorden die Balten bedrängten. So 
konnten sich zwar die Kuren in harten Kämpfen noch der Wikinger und Schweden erwehren, 
aber als die deutschen Kreuzritter auf Einladung des Polenkönigs nach Misserfolgen im Hei-
ligen Land und in Siebenbürgen hier auf europäischem Boden einen Kreuzzug gegen die 
heidnischen Prussen begannen, konnten sie das Land gegen zwar tapfere, aber zersplitterte 
Gegenwehr Stück für Stück unterwerfen (1231 bis 1288). 

Der Eroberungskrieg wurde oft zum Ausrottungsfeldzug, und was von den Prussen übrig 
blieb, ging in den Massen der herbeigerufenen deutschen Siedler unter. Ende des 16. Jahrhun-
derts starben im ostpreußischen Samland die letzten ihrer Sprache noch mächtigen Prussen; 
nur ihr Name lebte – im Staat Preußen – weiter. 

(DER STANDARD, Print-Ausgabe, 27./28. 4. 2002)  

 
 

   29.06.2002 

800 Jahre unter fremden Herren 
Letten und Esten wurden in Kreuzzügen unterworfen, noch ehe sie zu eigener 
Staatlichkeit gefunden hatten. Dauernde Herren im Lande blieben – ob unter 
dem Ritterorden, den Schweden, den Polen oder Russen – die deutschbaltischen 
Barone. 

Die finnisch-ugrischen und baltischen Stämme im Ostseeraum hatten mit Ausnahme der Li-
tauer im 12. Jahrhundert noch zu keiner staatlichen Einigung gefunden und hingen noch ih-
rem alten Götterglauben an. In ihm hatten sich bei den Balten die alteuropäischen Göttinnen 
mit den indoeuropäischen Göttern vermischt, die Welt war für sie von zahllosen mythischen 
Wesen bewohnt (die im Volksglauben bis weit in die Neuzeit hinein lebendig blieben). 

Die Gesellschaft war in Stammesfürsten, freie Bauern und Sklaven gegliedert. Das Land war 
nur dünn besiedelt. Feudale Ordnungen wie im übrigen Europa hatten sich noch nicht entwi-
ckelt. So wurden die Vorfahren der heutigen Letten und Esten für Jahrhunderte zu Objekten 
der Geschichte, um ihre Länder führten Deutsche, Polen, Dänen, Schweden und Russen im-
mer wieder Krieg. 

Das Gebiet des heutigen Lettland wurde im Mittelalter von vier baltischen Hauptstämmen 
bewohnt: den Kuren an der Ostseeküste, von dem nach ihnen benannten Haff bis zur Rigaer 
Bucht, den Semgallern südlich der Dünamündung, den Seloniern am Südufer der mittleren 
Düna und den Lettgallern nördlich der Düna. An der Küste der Rigaer Bucht saßen die ostsee-
finnischen Liven, ebenso an der Nordspitze von Kurland (wo es heute noch eine winzige 
livische Minderheit gibt). Die Assimilierung der Liven trug, so die Sprachforschung, zur Dif-
ferenzierung des Lettischen vom Litauischen bei. Die Tatsache, dass unter anderen die Wörter 
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für Schwester, Tochter, Schwiegertochter bei den Liven baltische Lehnwörter sind, erlaubt 
den Schluss, dass es bei den häufigen Mischheiraten die lettischen Mütter waren, die ihre 
Sprache den Kindern weitergaben. 

Durch Handel und durch Krieg kamen die kurischen Küstenbewohner mit den Bewohnern der 
westlichen Ostseeküsten in Berührung. Die Sagas berichten schon aus dem 8. und 9. Jahrhun-
dert über Kämpfe zwischen dänischen Wikingern und den Kuren und Semgallern. 

Mit den nach 1100 aufblühenden deutschen Hafenstädten, vor allem mit Lübeck, entwickelte 
sich ein lebhafter Handel. Mit den Kaufleuten kamen die ersten Missionare an die Küsten der 
Rigaer Bucht. Die deutschen Missionsbischöfe waren nicht unbedingt Männer des Friedens: 
bald begannen sie, den kurischen und livischen Heiden das Taufwasser gewaltsam aufzu-
zwingen, um so das Land, das sie sich aneigneten, beherrschen zu können. 

Der Bremer Domherr Albert von Buxhoeveden, zur Christianisierung Livlands geweiht, se-
gelte mit einem Kreuzfahrerheer an die Dünamündung und gründete dort die Stadt Riga. Der 
Ritterorden der Schwertbrüder wurde gestiftet (1202), Kurland, Livland und schließlich in 
blutigen Kämpfen Estland wurden unterworfen. Der Bischof von Riga hatte sich freilich mit 
dem Orden Konkurrenz ins Land geholt und musste diesem Teile des eroberten Gebiets über-
lassen. 

Nachdem die Litauer den Schwertbrüdern eine schwere Niederlage beigebracht hatten, ver-
fügte der Papst deren Unterstellung unter den gegen die Russen erfolgreichen Deutschen Rit-
terorden. Der Erzbischof von Riga und die Bischöfe wurden Reichsfürsten, der „Livländische 
Bund“ war eine lose Verbindung der diversen geistlichen Gebiete, die zum Heiligen Römi-
schen Reich gerechnet wurden. Die Ritter erhielten als Vasallen erbliche Güter - sie bildeten 
die Grundlage des deutschbaltischen Adels, der seine lettischen und estnischen Untertanen zu 
unfreien Bauern machte. 

Die Kuren gingen allmählich in den Letten auf. Einige wenige von ihnen blieben Freibauern 
und hatten als „Kurische Könige“ in sieben Dörfern auch noch unter russischer Herrschaft bis 
1854 Privilegien wie Jagdrecht, Befreiung von Abgaben und vom Wehrdienst. Sie behaupte-
ten, von kurischen Fürsten abzustammen, und heirateten nur untereinander. Ansonsten blieb 
von den Kuren nur der Landesname erhalten.  

(DER STANDARD, Print, 29./30.06.2002)  

 
 

   13.07.2002 

Kulturschub zum Nationalbewusstsein 
Das Wachstum der Städte durch die Industrialisierung brachte eine Umschich-
tung der lettländischen Gesellschaft. Dichter und Gelehrte weckten im lettischen 
Volk das Bewusstsein einer gemeinsamen nationalen Identität.  

Für die evangelische Geistlichkeit war die Verwendung der lettischen Sprache Mittel zum 
Zweck gewesen. Die ersten gedruckten lettischen Texte aus dem 16. Jahrhundert - Katechis-
men, Erbauungsliteratur, Kirchenlieder – wurden durch das lettisch-deutsche Wörterbuch 
vom Hofprediger des Herzogs von Kurland, Georgius Mancelius (gest. 1654), ergänzt, das 
das Ergebnis seiner Sprachstudien war. Es wurde zur Grundlage der Übersetzung der gesam-
ten Bibel. 
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Über das Theologiestudium fanden einzelne Letten im 17. Jahrhundert Zugang zur deutschen 
Oberschicht. Durch ihre Schriften weckten sie im städtischen Bürgertum den Bildungsdrang, 
verbunden mit der Achtung vor der eigenen Sprache. Allerdings ging die dünne Schicht der 
gebildeten Letten zumeist im Deutschtum auf, doch vergaßen manche ihre Wurzeln nicht und 
trugen so zur Herausbildung einer weltlichen lettischen Literatur bei; die große Zäsur bildete 
das Werk von Gottfried Friedrich Stender (gest. 1796) - Erzählungen, Gesänge, eine Art Le-
xikon und eine lettische Grammatik. 

Unter der jungen Lettengeneration, die im stürmisch wachsenden Riga aufwuchs, erwachte 
über die Literatur ein lettisches Nationalgefühl, das den Alltag mit seiner gesetzlich veranker-
ten Bevorzugung der Deutschen und die Abwertung der lettischen Sprache nicht länger hin-
nehmen wollte. Sie verlangte die Gleichberechtigung der lettischen Bürger. Diese neue, letti-
sche Rigaer Stadtkultur strahlte allmählich auch auf das Dorf aus und ließ in den Menschen 
ein lettisches Zusammengehörigkeitsgefühl entstehen. Der Einfluss des Ostpreußen Herder, 
der seine ersten Schriften als junger Lehrer an der Rigaer Domschule verfasste, weckte das In-
teresse an der Volksdichtung. 

Deutschbalten und Letten begannen, lettische Volkslieder und Märchen zu sammeln. In 
Jelgava/Mitau erschien 1822 die erste lettische Zeitung. Für die jungen lettischen Schriftstel-
ler wurden die Pflege der Nationalsprache, die Förderung des Nationalbewusstseins, die He-
bung des kulturellen Niveaus des Volkes ernsthafte Anliegen. Zugleich aber verlangten sie 
auch eine Verbesserung der sozialen Lage der lettischen Bauern, dann auch des entstehenden 
Industrieproletariats. 

Aus der geschichtlichen Entwicklung ist verständlich, dass die soziale auch als nationale, ge-
gen die deutsche Oberschicht gerichtete Konfrontation verstanden wurde. Das ließ die erste 
politisch aktive nationale Bewegung, den 1868 gegründeten Lettischen Verein in Riga, zu-
nächst auf russische Unterstützung setzen; die Empfehlung, im Amtsgebrauch statt der deut-
schen die russische Amtssprache zu verwenden, muss allerdings als Versuch erscheinen, den 
Teufel mit Beelzebub auszutreiben. 

Diesem Weg folgte eine neue, „junglettische“ Generation nicht; sie war sowohl gegen die rus-
sische Autokratie wie gegen die deutsche Bevormundung, und in ihr Denken flossen auch 
marxistische Ideen ein. Ihr wichtigster Vertreter war der Schriftsteller und Rechtsanwalt Janis 
Rainis, er gab in Riga die sozialdemokratische Zeitung Dienas Lapa („Tageszeitung“) heraus, 
verstand es zunächst geschickt, die Hürden der Zensur zu umschiffen, wurde aber 1897 ver-
haftet und in die Verbannung geschickt. Gemeinsam mit seiner Frau, die sich unter dem 
Pseudonym Aspazija in ihren Dichtungen als frühe Vertreterin der Frauenemanzipation aus-
wies, gelang ihm die Flucht in die Schweiz. 1920 zurückgekehrt, wurde er in der lettischen 
Republik Bildungsminister. Rainis gilt als bedeutendster lettischer Lyriker und Dramatiker. 

Die Suche nach einer heroischen mythischen Vergangenheit, die Elias Lönnrot in Finnland 
aus in Karelien noch überlieferten Bruchstücken alter Heldenlieder die „Kalevala“ zusam-
menstellen ließ, weckte auch bei den Letten den Wunsch nach einem Nationalepos. In Lett-
land war die alte Heldendichtung durch den Einfall der Ordensritter offenbar zerstört worden. 
Nur noch in Volksliedern fanden sich Motive, die aus vorchristlicher Zeit stammen mussten. 

Der Schriftsteller Andrejs Pumpurs half dem Mangel ab und schrieb das Versepos „Lacplesis“ 
(„Bärentöter“). Der Titelheld kämpft gegen die dunklen, sein Volk bedrohenden Mächte, ins-
besondere gegen den „schwarzen Ritter“. Der Autor fügte auch historische Gestalten ein, so 
den Livenfürsten Kaupo, der als einer der ersten Christen des Baltikums namentlich genannt 
und sogar vom Papst empfangen wurde. In der Dichtung, die von den Letten als Nationalepos 
angenommen wurde, ist er ein Verräter seines Volkes. 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts setzte im Russischen Reich mit dem Ziel einer 
Vereinheitlichung des Staates eine systematische Russifizierung ein. Davon waren die 
Deutschbalten ebenso betroffen wie die Letten. Das Volksschulwesen, bisher unter Leitung 
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der evangelischen Geistlichkeit, wurde dem russischen Volksbildungsministerium übertragen, 
die russische Sprache wurde im amtlichen Schriftverkehr verpflichtend, die deutschen Richter 
wurden durch Russen ersetzt, schließlich wurde das gesamte Schul- und Hochschulwesen 
russifiziert. Die orthodoxe Staatskirche, die schon in der ersten Hälfte des Jahrhunderts Prose-
lyten unter den Bauern durch (dann nicht erfüllte) Versprechungen, sie auf gute Ackerböden 
im Süden des Reichs umzusiedeln, gemacht hatte, setzte durch, dass eine Rückkonversion un-
ter Sanktionen gestellt wurde. 

(DER STANDARD, Print-Ausgabe, 13./14. 7. 2002) 

 
 

   20.07.2002 

Gegen die baltischen Barone 
In der russischen Revolution von 1905 versuchten die Letten den Aufstand ge-
gen ihre unmittelbaren Herren, die baltendeutschen Gutsbesitzer. 

Die russische Revolution von 1905 erfasste auch Lettland und Estland. Die Arbeiter in den 
großen Städten schlossen sich dem nach dem Petersburger „Blutsonntag“ ausgerufenen Gene-
ralstreik an. Auf dem Land kam es zu örtlichen Bauernunruhen; in Kurland besetzten die Auf-
ständischen die Bezirksstadt Tukums. Die Volkswut richtete sich gegen die deutschen Guts-
besitzer, etliche Gutsherren und auch Pastoren wurden ermordet, viele Herren- und Pfarrhöfe 
niedergebrannt. Der Aufstand wurde vom Militär mit großer Härte niedergeworfen, nahezu 
tausend Aufständische wurden standrechtlich hingerichtet, Tausende nach Sibirien deportiert. 
In den Letten gewann die Einsicht Oberhand, dass sie von der zaristischen Regierung nichts 
zu erwarten hatten, wenn das Gesellschaftssystem bedroht war. Obwohl die russische Revolu-
tion letztlich niedergeschlagen wurde, hatte sie doch eine gewisse Liberalisierung zur Folge. 
Immerhin gestand Nikolaus II. die Einrichtung einer Duma, eines Abgeordnetenhauses, zu. 
Als die Wahlen in dieses nicht zur Zufriedenheit der Regierung ausfielen, wurde die Duma 
zur Farce. Als die erste Duma (von 1906) eine Verfassung verlangte, wurden Neuwahlen an-
gesetzt. Bei diesen errang die Linke (Sozialdemokraten, Sozialrevolutionäre, werktätige Bau-
ern) erdrutschartige Erfolge. Nach drei Monaten löste der Zar diese Duma auf und verordnete 
eine Wahlrechtsreform, die eine starke konservative Mehrheit ergab. 

Die Vorgänge in Petersburg betrafen natürlich auch Lettland. Dort war die 1904 gegründete 
„Lettische Sozialdemokratische Arbeiterpartei“ organisatorisch und zahlenmäßig die stärkste 
sozialdemokratische Organisation im Zarenreich. Ihr Führer Pauls Kalnins verfolgte stets ei-
nen gemäßigten Kurs. Er trat für eine parlamentarische Demokratie in ganz Russland und den 
Ausbau der örtlichen Selbstverwaltungen ein. Ein autonomes oder gar unabhängiges Lettland 
stand noch nicht auf seinem Programm. Auch das lettische Bürgertum begann sich in nationa-
len Parteien zu organisieren und hatte einige Vertreter im Parlament. 

Immerhin sah sich die Regierung durch die Revolution zu Lockerungen gezwungen, die auch 
den nicht russischen Nationalitäten mehr Rechte brachten. Schulunterricht in der Volksspra-
che wurde, zumindest in Privatschulen, wieder erlaubt. Auch dem Kulturleben wurden weni-
ger Schranken gesetzt. Die Letten nützten die neue Freiheit zu einem Kulturschub, wobei ih-
nen, zum Unterschied von anderen Gebieten des Reichs, die weitentwickelte Alphabetisierung 
des Volkes sehr zugute kam. Auf dem Land kam es zur Bildung zahlreicher Genossenschaf-
ten. Während man in den Städten infolge der großen Zuwanderung auch Vertreter des letti-
schen Bürgertums nicht mehr von der politischen Mitbeteiligung abhalten konnte, war auf 
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dem Land noch immer die alte Ständeverfassung in Gültigkeit, die den Bauern keine politi-
sche Mitsprache erlaubte. 

(DER STANDARD, Print-Ausgabe, 20./21. 7. 2002) 

 
 

   27.07.2002 

Der Freiheitskampf – gegen zwei Seiten 
Mit Ausbruch des Ersten Weltkriegs wurde das Baltikum auf Jahre hinaus 
Schauplatz von Krieg und Bürgerkrieg. Von den drei baltischen Ländern wurde 
Lettland am schwersten von den Schrecken des Krieges und der noch schlimme-
ren Nachkriegswirren heimgesucht. 

Nach den Niederlagen der russischen Armee in den ostpreußischen Masuren (von August 
1914 bis Februar 1915) eroberten die deutschen Truppen im Frühjahr 1915 Litauen und stie-
ßen nach Kurland vor. Die kurische Westküste und das Binnenland mit Jelgava/Libau wurden 
besetzt, am Fluss Daugava/Düna, vor Riga, kam die Offensive zum Stehen. Drei Fünftel der 
lettischen Bevölkerung flüchteten in das noch nicht besetzte Gebiet oder wurden dorthin auf 
Anordnung der russischen Behörden evakuiert. In Petersburg bildeten sich Hilfskomitees für 
die Flüchtlinge. Die russische Regierung stellte nationallettische Truppeneinheiten auf, die die 
Front an der Düna verteidigten. 

Zum Unterschied von Litauen waren die bevorzugten Gesprächspartner der deutschen Mili-
tärverwaltung nicht Vertreter der Letten, sondern die Deutschbalten. Die Zielrichtung der 
deutschen Politik war darauf gerichtet, Kurland (und nach deren Eroberung auch Livland und 
Estland) als Protektorate mit dem Reich zu verbinden und abgerüstete deutsche Soldaten dort 
anzusiedeln; die baltendeutsche Ritterschaft hatte solches schon vor dem Krieg durch Einla-
dung von Wolhyniendeutschen vorweggenommen. In Kurland fasste sie 1917 sogar einen Be-
schluss, deutschen Siedlern ein Drittel der landwirtschaftlichen Nutzfläche zur Verfügung zu 
stellen. 

Im unbesetzten Teil Lettlands begann nach dem Sturz des Zaren eine völlig neue politische 
Entwicklung. Neuwahlen in den Städten machten die ganz unter die Kontrolle der Bolschewi-
ken geratenen Sozialdemokratischen Partei zur stärksten Kraft; sie errang bei Stadtvertre-
tungswahlen in Riga 41 Prozent, in kleineren Städten sogar noch wesentlich höhere Anteile an 
den Stimmen. Im ebenfalls gewählten lettischen Landesrat waren 24 der 40 Vertreter Bol-
schewiken, 13 kamen vom Bauernbund. 

Am 3. September 1917 eroberten die deutschen Truppen Riga. Bürgerliche Parteien und rech-
te Sozialdemokraten bildeten einen „Demokratischen Block“, der sich für die Unabhängigkeit 
Lettlands aussprach; vom deutschen Oberkommando wurde dies ignoriert. 

Nachdem Lenin in Petrograd die Macht ergriffen hatte, bekannten sich bei den Wahlen zur 
Konstituierenden Versammlung in Lettland 72 Prozent zu dessen Partei – mehr als in allen 
Teilen Russlands, selbst in Petrograd. Die lettischen Schützenregimenter gliederten sich in die 
Rote Armee ein und gehörten bald zu deren Kerntruppen. Viele junge Letten wurden Offizie-
re und Kommissare, Jukums Vacietis wurde im September 1918 sogar Oberkommandierender 
der russischen Roten Armee. 

Inzwischen hatten die Deutschen Anfang 1918 auch Livland und Estland, somit das gesamte 
Baltikum, besetzt. Bei den Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk musste die Sowjetre-
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gierung auf diese Gebiete verzichten. Die Deutschbalten bildeten einen Landesrat, in dem sie 
die Mehrheit hatten, und ersuchten Kaiser Wilhelm II. um Bildung eines baltischen Staates 
unter einem deutschen Monarchen. 

Als die deutsche Armee im Herbst 1918 im Westen um Waffenstillstand bitten musste, war an 
die Verwirklichung solcher Pläne nicht mehr zu denken. Lenin sah sich an den Vertrag von 
Brest-Litowsk nicht mehr gebunden. Die Rote Armee wurde in Marsch gesetzte mit dem Ziel, 
über das Baltikum und Polen auch Deutschland für die Weltrevolution zu gewinnen. Die bal-
tischen Völker gerieten in den Sog einer machtpolitischen Dreierkonstellation: die Westmäch-
te wussten sich mit den Deutschen eins im Verlangen, das Ausufern der Revolution zu ver-
hindern; gleichzeitig achteten sie genau darauf, dass sich die Deutschen, deren Soldaten sie 
zur Abwehr der Bolschewiken brauchten, nicht als bleibende Kraft im Baltikum etablierten. 

Für die Sowjets war die Einverleibung zunächst aller bis 1917 zum Russischen Reich gehö-
renden Gebiete das sofort in Angriff genommene Nahziel. In dieser Situation standen die Let-
ten als zerrissene: ein beträchtlicher Teil des Volkes setzte auf die Revolution und die weitere 
Einheit mit Russland, der andere Teil hielt sich an den Westen in der Hoffnung, so die natio-
nale Selbstbestimmung zu erlangen und gleichzeitig die deutschen Helfer loszuwerden. 

In Riga proklamierte ein national-bürgerlich orientierter Volksrat am 18. November 1918 die 
Republik. Zum Ministerpräsidenten wurde der damals 44jährige Karlis Ulmanis, Vorsitzender 
des Bauernbundes ernannt; er war 1905 wegen seiner politischen Betätigung verhaftet worden 
und dann in die USA emigriert. 

 

Karlis Ulmanis, erster Ministerpräsident des unabhängigen Lettland Sowohl England als auch der 
deutsche Bevollmächtigte in Riga sprachen als erste die Anerkennung der unabhängigen Re-
publik Lettland aus. Aus Freiwilligen wurde eine „Baltische Landeswehr“ gebildet und mit 
deutschen Waffen ausgerüstet; in ihr hatten Deutschbalten das Sagen. Als auch die Entente – 
paradoxerweise – der besiegten deutschen Armeeführung die Abwehr der Bolschewiken an-
vertraute, wurde ein Freikorps, die „Eiserne Division“, aufgestellt. Die lettische Regierung 
stellte allen Kämpfern die lettische Staatsbürgerschaft in Aussicht; viele Freiwillige verstan-
den dies auch als ein Versprechen, in Lettland Siedlungsland zu bekommen. Das verschärfte 
den Gegensatz zwischen der lettischen Bevölkerung und den Deutschen.  

(DER STANDARD, Print-Ausgabe, 27./28. 7. 2002) 
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   03.08.2002 

Junge Republik im Kampf gegen Rot und Weiß 
Lettland wurde vom Bürgerkrieg zerrissen. Als die bolschewistische Gefahr ge-
bannt war, mussten die deutschen „Helfer“ vertrieben werden. 

Viel schlimmer als in dem (eben beendeten) Krieg wurde Lettland nun in den folgenden Mo-
naten von den Verwüstungen und Gräueln eines Kampfes heimgesucht, in dem nicht allein 
Deutsche, mitunter mit Truppen der russischen „Weißen“, gegen Bolschewiken standen, son-
dern oft auch Letten gegen Letten. Die Rote Armee setzte Ende November zum Angriff an. 
Sie eroberte große Teile Estlands, die Lenin treu ergebenen lettischen Schützenregimenter 
stießen nach Livland vor. In Valga/ Walk wurde eine lettische Räteregierung installiert. Am 2. 
Jänner 1919 fiel Riga. Über Kurland drangen die Bolschewiken auch nach Litauen ein. Die 
Regierung Ulmanis flüchtete nach Liepaja/Libau an der kurischen Küste. 

Die Räteregierung, nun in Riga, beschloss unter dem Vorsitz von Peteris Stucka, der die letti-
sche Sozialdemokratie auf die linke Seite geführt hatte und Lenins Volkskommissar für Justiz 
war, eine Verfassung nach dem Vorbild der RSFSR, mit der die Letten „in engstem brüderli-
chen Bündnis den gemeinsamen Kampf gegen die ausländischen Imperialisten“ führen soll-
ten. 

Die Stimmung in der lettischen Bevölkerung schlug angesichts der Terrormaßnahmen der 
Bolschewiken, die sich nicht mehr – wie unmittelbar nach der Oktoberrevolution - fast aus-
schließlich gegen die deutschen Gutsherren, sondern gegen alle Besitzenden, Geistliche aller 
Konfessionen und viele Intellektuelle richteten, rasch um. Dazu kam die immer schlechter 
werdende Versorgungslage. Aber auch das Misstrauen gegenüber den Deutschen in dem in 
deren Hand verbliebenen Teil Lettlands wuchs. Dort waren die Truppen von der Regierung in 
Berlin verstärkt und unter das Kommando von Graf Rüdiger von der Goltz gestellt worden; 
Goltz hatte bereits 1917 den finnischen Marschall Mannerheim erfolgreich bei der Vertrei-
bung der Bolschewiken unterstützt. Ulmanis betrachtete die deutsche Hilfe mit Misstrauen; 
Goltz hatte Kontakte zu Generälen der „Weißen“, und die Letten mussten befürchten, dass es 
nach einem „weißen“ Sieg über die Roten zu einem Arrangement über das Baltikum kommen 
könnte, das ihre Unabhängigkeitsbestrebungen zunichte machen würde. Ulmanis wollte mit 
Blick auf künftige Entwicklungen eine allgemeine lettische Mobilisierung anordnen, Goltz 
untersagte dies, und als sich Ulmanis bei der Entente beschwerte, wollte ein deutscher Frei-
korpskommandeur die Regierung gefangen setzen. Ulmanis entkam aber und stellte sich auf 
einem Schiff der Briten unter deren Schutz. Der deutschenfreundliche Pastor Andrievs Niedra 
bildete daraufhin in Libau eine neue Regierung unter deutschbaltischer Beteiligung. Die En-
tente forderte die Abberufung von Goltz, verzichtete aber darauf angesichts der im Februar 
1919 angelaufenen Gegenoffensive gegen die Bolschewiken. Am 22. Mai wurde Riga ge-
meinsam von Deutschen, Letten und „weißen“ Russen eingenommen. 

Nachdem im Juni der Friedensvertrag von Versailles in Berlin ratifiziert worden war, schlug 
die Taktik der Entente um: Die Deutschen sollten nun möglichst rasch das Baltikum räumen. 
Während die Goltz-Truppen in einen Konflikt mit den in Livland eingedrungenen Esten gera-
ten waren, erklärten die Alliierten die Regierung Niedra für abgesetzt, und Ulmanis, nach Ri-
ga zurückgekehrt, begann mit alliierter Unterstützung den Aufbau der lettischen Armee. Die 
Regierung in Berlin ordnete die Rückkehr der deutschen Truppen an und verbot jede weitere 
Werbung für die Freikorps. Goltz glaubte, sich diesem Befehl dadurch entziehen zu können, 
dass er die „Eiserne Division“ der „Westrussischen Regierung“ des Fürsten Awaloff-
Bermondt unterstellte. 
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Gemeinsam versuchten Freikorpsleute und „weiße“ Russen Anfang Oktober 1919, Riga noch 
einmal in die Hand zu bekommen. Als eine deutsche Granate eine britische Schaluppe traf, 
riss den Engländern die Geduld. Vor dem Kanonenfeuer des Panzerkreuzers „Dragon“ muss-
ten die Angreifer zurückweichen. Von den lettischen Truppen verfolgt, zogen sich die Frei-
korpsmänner unter großen Verlusten nach Ventpils/Mitau zurück. Die Reste der Truppe durf-
ten über britische Vermittlung in die Heimat. Noch war die Zugehörigkeit Lettgallens mit der 
wichtigen Stadt Daugavpils/Dünaburg nicht entschieden; auch Litauen erhob darauf An-
spruch. 

Ulmanis verständigte sich mit Polen; das ermöglichte den Letten rasch eine Besetzung des 
Gebiets. Moskau wollte kein Dauerbündnis zwischen Polen, mit dem es im Krieg lag, und 
Lettland, deshalb drängte es auf einen raschen Friedensschluss. Am 1. August 1920 wurde der 
Frieden in Riga unterzeichnet. 

Die lettische Ostgrenze orientierte sich an der Sprachgrenze; Sowjetrussland verzichtete auf 
einen Gebietsstreifen um den Eisenbahnknoten Abrene/Pitalovo. Für die friedliche Aufbauar-
beit nach all den Kriegswirren sollten Lettland nur zwei knappe Jahrzehnte Zeit bleiben. 

Schon bei den Beschlüssen über die Verfassung der jungen Republik Lettland ergaben sich 
Schwierigkeiten. Die Sozialdemokratische Partei wollte verhindern, dass der Staatspräsident, 
der vom Parlament (Saeima) jeweils für drei jahre zu wählen war, auch den Oberbefehl über 
die Armee erhielt. Die bürgerliche Parlamentsmehrheit setzte dies trotzdem durch. Hingegen 
bekamen die Bürgerrechtsgarantien keine Mehrheit, weil die Sozialdemokraten gegen Be-
schränkungen der Streikfreiheit waren und die katholischen Lettgaller gegen die Trennung 
von Kirche und Staat (1922). 

An der Spitze der provisorischen Regierung war Karlis Ulmanis gestanden. Danach wechsel-
ten die Ministerpräsidenten einander rasch ab. Stärkste Partei war der konservative Bauern-
bund, den Ulmanis führte. Zu ihm bildete auf der Linken anfangs die Sozialdemokraten das 
Gegengewicht. Die liberale Mitte, die nur in den Städten Wähler hatte, war schwach, bildete 
aber mitunter das Zünglein an der Waage. 

Die junge Republik hatte vor allem zwei Probleme zu lösen: die vom ganzen Volk erwartete 
Agrarreform und die Minderheitenfrage. Das schon 1920 beschlossene Agrargesetz nahm ra-
dikale Schnitte vor. Die Rittergüter und Pastoratsländereien gingen entschädigungslos in 
Staatsbesitz über. Den bisherigen Besitzern blieb nur ein „Restgut“ von 50 Hektar. Dies war, 
woraus die vorherige Ausdehnung der Rittergüter zu ersehen ist, nur 1,7 Prozent des früheren 
Gutsbesitzes. Bei der Landzuteilung war eine Größe von jeweils höchstens 22 Hektar vorge-
sehen. Teilnehmer am Freiheitskrieg wurden bevorzugt, vor allem aber wurden dabei die bis-
herigen Pächter berücksichtigt. Angehörige der „Baltischen Landwehr" wurden von der Zutei-
lung ausgeschlossen. Der sprunghafte Anstieg der freien Bauernwirtschaften führte zu einem 
Mangel an Landarbeitern; sie wurden durch Saisonarbeiter aus Litauen ersetzt.  

(DER STANDARD, Print-Ausgabe, 03./04.08.2002)  

 
 

   10.08.2002 

Demokratie, autoritärer Kurs, Ende der Freiheit  
Der schwachen Demokratie folgte ein autoritärer Kurs. Der Hitler-Stalin-Pakt 
lieferte die junge Republik an die Sowjetunion aus. 
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Mit mehr als 25 Prozent der Bevölkerung an nationalen Minderheiten – vor allem Russen, ge-
folgt von Juden und Deutschen – sah sich Lettland anfangs zu deren gütlicher Einbindung in 
den neuen Staat veranlasst. Allerdings entfiel die Aufnahme der Minderheitenrechte in die 
grundrechtslos gebliebene Rumpfverfassung. Die Sozialdemokraten hatten Vorstellungen der 
Österreicher Karl Renner und Otto Bauer von einer an die Person, nicht an ein Territorium 
gebundenen kulturellen Autonomie in die Behandlung der Nationalitäten eingebracht. 

Gemeinsamer Widerstand der Minderheiten gegen fallweise Versuche, die Schulaufsicht, den 
Gebrauch der Muttersprache und kulturelle Sonderrechte einzuschränken, wurden vorerst ab-
gewehrt. Die Sprengung des zum 10. Jahrestag der Befreiung Rigas errichteten Denkmals für 
die Baltische Landeswehr und die Enteignung des deutschen Doms in Riga führten zu Span-
nungen mit den Deutschbalten und schließlich zum Sturz des extrem nationalistischen Bil-
dungsministers. 

Auch Lettland blieb von der Unzufriedenheit mit der Demokratie, die sich in ganz Mittel- und 
Osteuropa ausbreitete, nicht verschont. Es bildeten sich rechtsextreme Organisationen, allen 
voran die faschistische, minderheitenfeindliche Organisation „Perkonkrusts“ („Donner-
kreuz“). Karlis Ulmanis, wieder einmal – wie im Verlauf der Jahre schon mehrmals - Minis-
terpräsident, gewann den schon im Freiheitskrieg bewährten Kriegsminister General Janis 
Balodis dafür, den Faschisten durch einen Staatsstreich den Wind aus den Segeln zu nehmen. 

Von 15. auf 16. Mai 1934 verkündete Ulmanis den Kriegszustand, schaltete das Parlament 
aus und suspendierte die Verfassung. Zunächst behielt er noch Vertreter der Parteien in der 
Regierung, dann wurden sie kaltgestellt und schließlich wurden alle Parteien verboten. Auch 
übernahm der Regierungschef 1936 die Funktion des Staatsoberhaupts.  

Als „Tautas Vadonis“ („Führer des Volkes“) regierte er fortan autoritär nach dem Führerprin-
zip, das von der Armee gestützte System war ganz auf seine Person ausgerichtet, auch eine 
Einheitspartei gab es nicht; in manchen Maßnahmen aber folgte man dem österreichischen 
Ständestaat-Vorbild. 

Zwar hatte Ulmanis die Faschisten ausgeschaltet, jedoch folgte er, antideutsch und antisemi-
tisch, in vielem dem Rechtsradikalismus, nicht zuletzt in der Behandlung der Minderheiten, 
deren Rechte er mit der Parole „Lettland den Letten“ beschnitt. Selbst mit Balodis, der - ver-
geblich - auf Wiederherstellung der Verfassung drängte, brach er. I Im Herbst 1939 geriet das 
osteuropäische Staatensystem durch den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs und den Hitler-
Stalin-Pakt völlig in Umbruch. Ultimative sowjetische Drohungen zwangen Lettland am 5. 
Oktober 1939 einen Vertrag auf, durch den die Sowjetunion das Recht zur Errichtung von 
Armeestützpunkten eingeräumt wurde; noch freilich wurde seitens des Kremls festgehalten, 
dass an den Souveränitätsrechten und dem Vertrag von 1920 nicht gerührt würde. 

Dass Hitler in einer groß angelegten Umsiedlungsaktion die Baltendeutschen aus Lettland und 
Estland „heim ins Reich“ holte, war ein Warnsignal, was freilich von vielen Letten, die diese 
Lösung des deutschen Minderheitsproblems begrüßten, verkannt wurde. Die Umsiedlung von 
an die 60.000 Personen bedeutete das Ende des durch Jahrhunderte die längste Zeit als herr-
schende Schicht bestehenden Baltendeutschtums. 

Der zweite Schritt des Kremls zur Beseitigung der Unabhängigkeit der baltischen Staaten war 
das Ultimatum, sowjetfreundliche Regierungen zu bilden. Der Vorwand dafür war, dass den 
drei Republiken die Bildung eines Militärbündnisses unterstellt wurde. Im Juni 1940 besetz-
ten sowjetische Truppen das Land.  

Eine neue, den Sowjets genehme Regierung unter August Kirchenstein trat ihr Amt an. An-
drej Wyschinskij, stellvertretender Außenminister der UdSSR, kam als Sonderbeauftragter 
nach Riga und bereitete in Besprechungen mit lettischen KP-Führern „spontane“ Demonstra-
tionen für Neuwahlen vor.  
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Die dekretierte Änderung des Wahlrechts und andere Manipulationen erbrachten das den 
Russen genehme Ergebnis von 97,6 Prozent für die Einheitsliste. Das neue, kommunistisch 
dominierte „Volksparlament“ stellte – im Gleichklang mit den Vorgängen in Estland und Li-
tauen – den Antrag auf Aufnahme Lettlands in die Sowjetunion.  

Ulmanis wurde zum Rücktritt gezwungen und bereits Ende Juli nach Kaukasien, dann nach 
Turkmenistan deportiert; dort ist er 1942 gestorben. 

Anfang August 1940 wurde die Annexion förmlich vollzogen. Insgesamt 16.000 Personen, 
vor allem aus der gesellschaftlichen Elite, Repräsentanten des Ulmanis-Regimes und der frü-
heren bürgerlichen Parteien, Offiziere, Unternehmer und Intellektuelle, wurden 1940/41 in die 
Sowjetunion verschleppt. 

(DER STANDARD, Print-Ausgabe, 10./11.08.2002)  

 
 

   01.06.2002 

Zwischen Stalin und Hitler  
Die unter Drohungen erzwungene, völkerrechtswidrige Annexion durch Stalin, 
unterbrochen durch Hitlers Kolonialregime, bestimmte ein halbes Jahrhundert 
lang das tragische Schicksal der baltischen Völker. 

 
Zeitgenössische Karikatur 

Im August 1939 musste die völlig überraschte Welt die Unterzeichnung des Nichtangriffspak-
tes zwischen den bisher als ideologische Todfeinde geltenden Diktatoren Hitler und Stalin zur 
Kenntnis nehmen. Nicht bekannt blieb vorerst das (von der Sowjetunion jahrzehntelang abge-
strittene) geheime Zusatzprotokoll, in dem es hieß: „Für den Fall einer territorial-politischen 
Umgestaltung in den zu den baltischen Staaten (Finnland, Estland, Lettland, Litauen) gehö-
renden Gebieten bildet die nördliche Grenze Litauens zugleich die Grenze der Interessensphä-
ren Deutschlands und der UdSSR. Hierbei wird das Interesse Litauens am Wilnaer Gebiet 
beiderseits anerkannt.“ 

Nach Ende des Polenfeldzuges gab Hitler auch Litauen den Russen – im Austausch gegen 
diesen zunächst zugedachte Gebiete östlich der Weichsel – preis. 

Während Berlin bereits die ersten Sondierungsgespräche mit dem Kreml aufgenommen hatte, 
verhandelten die Westmächte noch über einen Beistandspakt, wobei die Frage der baltischen 
Staaten eine große Rolle spielte. England und Frankreich waren zwar bereit, gemeinsam mit 
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den Sowjets eine „Garantieerklärung“ für die drei Länder auch ohne deren Zustimmung abzu-
geben und sogar Eingriffe gegen „innere Aggression“ (die die Russen in einer nicht geneh-
men innenpolitischen Entwicklung sahen) zuzustimmen, doch scheiterte eine Einigung an der 
Forderung Stalins nach einem Durchmarschrecht einschließlich der Besetzung von Häfen und 
Inseln. 

Der Nichtangriffspakt gab Hitler freie Hand, den Krieg zu beginnen. Die Sowjetunion gab 
sich Litauen gegenüber großzügig, indem sie diesem von ihrem Anteil an dem besiegten Po-
len Vilnius mit einem breiten Gebietsstreifen abtrat. Die Freude über die so lange ersehnte 
Einverleibung der historischen Hauptstadt wurde freilich rasch durch die bald sich steigern-
den Forderungen der Sowjets getrübt. Zunächst setzte der Kreml ultimativ Verträge durch, in 
denen für die sowjetischen Truppen Stützpunkte in den drei baltischen Ländern abgezwungen 
wurden. Diese hielten sich strikt an die ihnen abverlangte Neutralität. 

Ein Alarmzeichen war auch die Umsiedlung der Deutschbalten aus Estland und Lettland be-
reits Ende Oktober 1939. Litauen bildete eine Ausnahme – die Umsiedlung der (zahlenmäßig 
geringeren) Deutschen erfolgte erst auf Grund eines Vertrags mit Moskau im Jänner 1941. 
Schlag auf Schlag schritt Stalin nun zur Einverleibung der drei Republiken in das Sowjet-
reich. Nach inszenierten „Provokationen“ und der Behauptung, es gebe Pläne für ein balti-
sches Militärbündnis, forderte die Sowjetunion im Juni 1940 den ungehinderten Zugang ihrer 
Armee und die Bildung sowjetfreundlicher Regierungen, versicherte aber, die Souveränität 
der drei Staaten nicht anzutasten. In der Hoffnung darauf unterwarfen sich die alleingelasse-
nen Balten auch diesen Forderungen. 

Von hohen sowjetischen Emissären unterstützt, wurden nun von Kommunisten Demonstrati-
onen inszeniert. Um der „revolutionären“ Bewegung gerecht zu werden, erzwang der Kreml 
daraufhin eine Änderung des Wahlrechts; unter Ausschluss der Opposition wurden Abgeord-
netenversammlungen gewählt. Anfang August stellten sie Anträge auf Eingliederung in die 
Sowjetunion, welche natürlich bereitwillig angenommen wurden. Mit der Machtübernahme 
begannen sofort Deportationen der Eliten; aus Litauen wurden 21.000 Personen ins Innere der 
Sowjetunion verschleppt. Während es dem 66-jährigen Staatspräsidenten Smetona gelungen 
war, noch 1940 in die USA zu emigrieren, wurde der frühere Premier Voldemaras, der unver-
ständlicherweise aus dem französischen Exil in seine bereits von sowjetischen Truppen be-
setzte Heimat zurückgekehrt war, nach Moskau gebracht und starb dort im Gefängnis. 

Vergeblich gaben sich die Litauer nach dem Überfall Hitlers auf die Sowjetunion der Illusion 
hin, die Deutschen würden ihnen eine wenn auch beschränkte Souveränität zugestehen. Der 
antikommunistische Widerstand hatte bereits in den ersten Tagen nach dem deutschen Angriff 
mehrere Städte in seiner Hand und bildete in Kaunas eine provisorische Regierung. Sie löste 
sich auf, als klar wurde, dass ihr die neuen Besatzer keinerlei Kompetenzen zugestehen woll-
ten.  

(DER STANDARD, Print-Ausgabe, 1. 6. 2002)  

 
 
 

   17.08.2002 

Zwei Unterdrückern ausgeliefert 
Die Deutschen, die 1941 Lettland besetzten, waren keineswegs die er-
hofften Befreier. 
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Im Sommer 1941 überrannte Hitlers Wehrmacht das gesamte Baltikum. Die Vorstellung sei-
nes zum Reichsminister für die besetzten Ostgebiete ernannten, aus Estland stammenden Pa-
latins Alfred Rosenberg über eine die nicht russischen Völker fördernde Politik wischte Hitler 
vom Tisch. Die deutschen Pläne für die Zeit nach dem „Endsieg“ sahen eine Germanisierung 
des Baltikums durch Deutsche und Niederländer vor; nicht assimilierbare Bevölkerungsgrup-
pen sollten nach Weißrussland abgeschoben werden. Deshalb war die Hoffnung der Balten, 
die Befreiung von der Sowjetherrschaft durch die Deutschen würde ihnen eine gewisse 
Selbstständigkeit bringen, von kurzer Dauer. 

Es wurde ein „Reichskommissariat Ostland“, bestehend aus Estland, Lettland, Litauen und 
dem westlichen Weißrussland, errichtet. Den einzelnen Landesteilen stand ein Generalkom-
missar vor. Reichskommissar Hinrich Lohse, Gauleiter von Schleswig-Holstein, nahm seinen 
Sitz in Riga, wo auch der ihm untergebene Generalkommissar für Lettland, Drexler, residier-
te. Riga bekam einen deutschen Oberbürgermeister, etliche Baltendeutsche wurden für Ver-
waltungsstellen zurückbeordert. Die „Landeseigenen Selbstverwaltungen“ und die ausgesieb-
te örtliche Polizei waren lediglich Hilfsorgane der Besatzungsmacht. Alles vordem sowjeti-
sche Eigentum wurde beschlagnahmt; das bedeutete, dass alle größeren Betriebe von deut-
schen Großunternehmen übernommen wurden und viele Bauern wieder zu Pächtern herab-
sanken. 

Auch in Lettland setzte sofort, von einem Teil der Bevölkerung begrüßt, die Verfolgung der 
Juden ein. Sie begann in Lettland im November 1941 mit einem Massaker an rund 27.000 Ju-
den. Fast alle, die überlebt hatten, weitere 40.000, fanden dann den Tod in den Vernichtungs-
lagern. Nach der Wende von Stalingrad und den einsetzenden „Frontbegradigungen“, unter 
welchem Schlagwort der Rückzug firmierte, wurde das Besatzungsregime in Lettland etwas 
gelockert. Der britische Premier Churchill hatte noch bis Anfang 1942 die Anerkennung der 
sowjetischen Annexion als „im Widerspruch zu allen Prinzipien, für die wir in diesem Krieg 
kämpfen“ bezeichnet, aber als im Mai 1942 ein englisch-sowjetischer Bündnisvertrag abge-
schlossen wurde, strich man in London die Vertreter der baltischen Republiken aus der Dip-
lomatenliste. Trotzdem bekannte sich 1943 ein Zentralkomitee der nationalen Widerstands-
bewegungen – sowohl gegen die Deutschen als auch gegen die Sowjets gerichtet – zur Wie-
derherstellung der lettischen Republik. 

Die Aussicht, Hitlers Gewaltherrschaft wieder gegen Stalins Knute tauschen zu müssen, ließ 
viele Letten verzweifeln. Himmler begann, lettische Freiwillige für die SS zu werben, und er 
hatte damit einigen Erfolg: 1943 wurden zwei lettische SS-Divisionen aufgestellt. 1944, als 
sich die Rote Armee dem Baltikum näherte, wurden auch Grenzschutzregimenter einberufen. 
Auf deutscher Seite kämpften rund 100.000 Letten (40.000 von ihnen fielen), auf sowjeti-
scher, wo ebenfalls nationale Einheiten gebildet wurden, rund 50.000. Im Sommer und Herbst 
1944 eroberte die Armee den Großteil Lettlands, am 15. Oktober auch Riga. Eine im nördli-
chen Kurland eingeschlossene deutsche Heeresgruppe kapitulierte erst bei Kriegsende. Das 
umkämpfte Lettland war in weiten Teilen verwüstet.  

(DER STANDARD, Print, 17./18.08.2002)  

 
   24.08.2002 

Letten – Minderheit im eigenen Land?  
Nach den von Stalin angeordneten Massendeportationen und Überflutung durch 
Russen schien das lettische Volk verloren – Gorbatschow öffnete den Weg zu 
neuer Unabhängigkeit 
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Mit der Rückkehr der Sowjetmacht nahm die Repression der lettischen Bevölkerung weit 
größere Ausmaße an als in den Monaten nach der Annexion von 1940. Im Zuge der Zwangs-
kollektivierung waren vor allem die Mittelbauern als „Kulaken“ die Opfer der Massendepor-
tationen. Auch an den Teilnehmern des Freiheitskrieges nach dem Ersten Weltkrieg wurde 
Rache genommen, ebenso an von den Deutschen - oft zwangsweise - rekrutierten Militär- und 
Polizeiangehörigen. 

Die Deportation der Bauern hatte zur Folge, dass der Widerstand der „Waldbrüder“ genannten 
Partisanen, die aus der ursprünglich gegen die Deutschen gerichteten nationalen Résistance 
kamen, und die in den bäuerlichen Regionen Unterschlupf gefunden hatten, 1949 zerschlagen 
wurde. 

Insgesamt dürften den Verfolgungsmaßnahmen 13 bis 17 Prozent der Bevölkerung zum Opfer 
gefallen sein. Weitere geschätzte 100.000 gelangten als Flüchtlinge in die DP-Lager des Wes-
tens und wanderten vorwiegend nach den USA, Kanada, Australien und Großbritannien aus. 
Durch eine forcierte Industrialisierung wurde die Zusammensetzung der lettischen Bevölke-
rung sowohl sozial als auch national grundlegend verändert. Innerhalb zweier Jahrzehnte 
wurde das Verhältnis der Bevölkerungszahl zwischen Land und Stadt umgedreht. 1965 lebten 
bereits zwei Drittel der Bevölkerung Lettlands in Städten. 

Eng im Zusammenhang damit stand die massenhafte Einwanderung von Russen, Weißrussen 
und Ukrainern. Der Anteil der Letten an der Bevölkerung war von 76 Prozent vor dem Krieg 
1989 auf 52 Prozent gesunken. Die „Lettische Sozialistische Sowjetrepublik“ war zu einem 
Staat zweier Nationen geworden, die jedoch nicht mit-, sondern nebeneinander lebten. Die 
Letten betrachteten die Russen als Eindringlinge und „Kolonialisten“, was durch besondere 
Förderungsmaßnahmen für diese, zum Beispiel beim Wohnungsbezug, noch verstärkt wurde. 
Die Russen kamen gern, weil die Lebensqualität und die Versorgung im Baltikum immer 
noch besser war als in den meisten anderen Teilen der Sowjetunion. 

Die Tauwetterperiode nach Stalins Tod brachte gewisse Erleichterungen. Die Aufnahmezah-
len von Letten in die Kommunistische Partei stiegen stark an - man begann sich zu arrangie-
ren. Auch Führungspositionen in der Partei wurden nun von Letten besetzt. 

Ende der Siebzigerjahre begann sich Widerstand wieder zu organisieren, Kontakte zu Aus-
landsletten wurden wieder möglich. Die KSZE-Schlussakte von Helsinki eröffnete Hoffnun-
gen auf größere Beachtung der Menschenrechte. Erstmals traten Dissidenten der Baltenstaaten 
gemeinsam auf. Doch die Führung unter Leonid Breschnjew war zu Reformen nicht bereit. 

Die Wortführer der Dissidentengruppen wurden zu langjährigen Kerkerstrafen verurteilt. 
Noch einmal brandete über die baltischen Republiken eine Russifizierungswelle. Erst mit dem 
Amtsantritt von Michail Gorbatschow eröffneten sich auch für Lettland neue Perspektiven. 
Seine Perestroika wurde als Motor der demokratischen und nationalen Emanzipation ausge-
legt. Es begann mit Protesten gegen umweltzerstörende Projekte. Gedenkveranstaltungen zu 
geschichtsträchtigen Daten der jüngeren Vergangenheit fanden großen Zulauf. Und das ge-
meinsame Singen der alten Volkslieder wurde Ausdruck des gewaltlosen Widerstands, der 
„singenden Revolution“. 

Dann folgte die Kritik seitens der Intelligenz, die im Namen von „Glasnost“ geschichtliche 
Wahrheit statt der Propagandalügen forderte. Erstmals wurden die Geheimzusätze des Hitler-
Stalin-Pakts in der Sowjetunion veröffentlicht. Und schließlich bildeten sich in allen drei Re-
publiken Volksbewegungen, in Lettland die „Latvijas Tautas fronte“, die Volksfront, in der 
Reformkommunisten, Umweltschützer und Systemgegner zusammenfanden. 

Unter dem Druck der Volksfront wurde Pressefreiheit gegeben, Lettisch zur Staatssprache er-
klärt und in Gesetzen wirtschaftliche Autonomie – immer noch Rahmen der Sowjetunion – 
praktiziert. 
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   31.08.2002 

Erst mit, dann trotz Gorbatschow zur neuen Freiheit 
Die freien Wahlen, die der sowjetische Staatschef in Lettland zuließ, brachten 
die Ablösung der KP durch die „Volksfront“. Der Weg in die volle Unabhän-
gigkeit ließ sich nicht mehr versperren. 

Bei den Wahlen zum Volksdeputiertenkongress der UdSSR (1989) errangen die Volksbewe-
gungen in allen drei Republiken überzeugende Mehrheiten. Bei den Wahlen in den Obersten 
Sowjet der Lettischen Republik wiederholte sich dies. Als oberster Repräsentant des Landes 
wurde der Reformkommunist Anatolis Gorbunovs zum Parlamentspräsidenten gewählt. An 
die Spitze der Regierung trat der Volksfront-Vorsitzende Ivars Godmanis. 

Nach Litauen und Estland bekannte sich auch das lettische Parlament am 4. Mai 1990 zu einer 
schrittweisen Wiederherstellung der staatlichen Unabhängigkeit. Vergeblich mobilisierte 
Moskau die Russen im Land in einer „Interfront“, die sich zum Zusammenschluss mit Russ-
land bekannte. Ein Angriff der Sonderpolizei auf das lettische Innenministerium forderte fünf 
Tote und zahlreiche Verletzte, doch die allgemeine Empörung im In- und Ausland über dieses 
Vorgehen, das auch vom RSFSR-Präsidenten Jelzin verurteilt wurde, stoppte die Versuche, 
die Entwicklung rückgängig zu machen. 

Am 3. März 1991 sprachen sich in einem Referendum 73,7 Prozent der lettländischen Wähler 
für die Unabhängigkeit aus, was zeigt, dass auch ein Teil der Russen im Land dafür war. 
Nach dem Zusammenbruch des Moskauer Putschversuchs erklärte Lettland am 21. August 
1991 seine Unabhängigkeit, dem folgte die Anerkennung durch die EU-Staaten, durch die 
UdSSR (6. September) und die Aufnahme in die Vereinten Nationen. 

1993 traten zu den ersten freien Wahlen in Lettland nach fünf Jahrzehnten zahlreiche Parteien 
an; die KP wurde verboten. Als Sieger aus der Wahl ging Anatolis Gorbunovs' Partei „Lett-
lands Weg“ hervor, in der sich Reformkommunisten und Emigranten zusammengefunden hat-
ten. Die „Volksfront“ blieb unter der Vier-Prozent-Klausel. Zum Staatspräsidenten wurde der 
Bauernbündler Gurtis Ulmanis, ein Neffe des „Volksführer“ der 1. Republik, gewählt. 

Die Wahlen von 1995 ergaben ein ganz anderes Bild, an dem sich die Unzufriedenheit der 
Wähler über die mit den Wirtschaftsreformen einhergehenden Probleme ablesen ließ: Alle 
bisher führenden Parteien erlitten schwere Verluste zugunsten links- und rechtsextremer 
Gruppierungen. Nach langen Verhandlungen wurde schließlich Andris Skele, ein aus Ameri-
ka zurückgekehrter parteiloser Unternehmer, zum Ministerpräsidenten gewählt. 

1998 hatte sich die Meinung der Wähler erneut gewandelt. Die linken und rechten Populisten 
waren wieder aus der Saeima hinausgewählt, schließlich wurde eine Mitte-rechts-Regierung 
aus der von Skele gegründeten Volkspartei (TP), Lettlands Weg (DC) und der Union für Va-
terland und Freiheit (TB) gebildet. Der Mitte-rechts-Kurs wurde auch nach weiteren Kabi-
nettsumbildungen beibehalten. 

Die Zusammensetzung der Bevölkerung Lettlands und die 1991 beschlossene Bestimmung, 
dass nur jene Personen, die am 17. Juni 1940 die lettische Staatsbürgerschaft besessen hatten, 
sowie deren Nachkommen als Staatsbürger gelten sollten, hatte zur Folge, dass 1993 nur 47 
Prozent der Bevölkerung wählen konnten. Die Russen im Land fühlten sich diskriminiert, die 
KSZE übte Druck auf Lettland aus, hier neue Wege zu suchen. 

1995 wurde ein Staatsbürgerschaftsgesetz beschlossen, wonach mit lettischen StaatsbürgerIn-
nen verheiratete Nichtletten sowie alle nach 1991 geborenen Kinder sofort und unter 30-
Jährige bis zum Jahr 2000 eingebürgert werden konnten. Für Ältere wurden Quoten festge-
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legt. 1998 wurden auch diese abgeschafft. Bis 2001 waren von 800.000 Russen 250.000 letti-
sche Staatsbürger geworden. 

Auch das Sprachgesetz, das Lettisch als Staats- und Amtssprache vorsieht, wurde von den 
Russen im Land als diskriminierend empfunden. Es sollte 1999 beschlossen werden, wurde 
aber zunächst von der neuen Staatspräsidentin Vaira Vike-Freiberga, einer Psychologieprofes-
sorin aus Montreal, beeinsprucht. 

In etwas abgemilderter Form beschlossen, ist sein Ziel Schutz und Förderung der lettischen 
Sprache. Danach ist in Behörden, Staatsunternehmen, bei öffentlichen Anlässen und für Un-
ternehmen oder Organisationen, wenn sie öffentlich auftreten, grundsätzlich Lettisch zu ver-
wenden. 

Im Jahr 1945 hatte die Sowjetregierung das 1920 an Lettland abgetretene Gebiet von 
Abrenen/Pitalowo von der Lettischen Sowjetrepublik abgetrennt und wieder der RSFSR ein-
gegliedert. Lettland hatte nach der Wiedererlangung der Unabhängigkeit auf Rückgabe An-
spruch erhoben. Da offene Gebietsfragen den Aufnahmeprozess in EU und Nato verzögern, 
verzichtete Lettland nach vergeblichen Verhandlungen mit Russland 1997 auf diese Gebiets-
forderung. 

Lettland wurde zunächst der zweiten Ländergruppe, mit der Verhandlungen für die Aufnahme 
in die Europäische Union zugesagt wurden, zugeteilt. Im Jahr 2000 hat die EU diese Verhand-
lungen eröffnet, sodass die Chance besteht, dass alle drei baltischen Staaten zugleich in die 
Union kommen. 

 
 

     03.04.2004 

Der lange Schatten 
Lettland und die „Gleichsetzung“ von Stalinismus und Natio-
nalsozialismus 
Von Jasper von Altenbockum 

Die Ost-Erweiterung der EU begleitet ein geschichtspolitischer Schatten, der in regelmäßigen 
Abständen über das Baltikum hinweghuscht. Jüngstes Beispiel ist die Rede der ehemaligen 
lettischen Außenministerin und künftigen EU-Kommissarin Kalniete zur Eröffnung der Leip-
ziger Buchmesse. Sie widmete sich darin der Geschichtsschreibung des ehemals geteilten 
Kontinents, die noch immer davon beeinflußt sei, „daß nur wenige Menschen die Kraft hatten, 
der bitteren Wahrheit ins Auge zu blicken, insbesondere der Tatsache, daß der Terror (nach 
der Befreiung vom Nationalsozialismus) in der einen Hälfte Europas weiterging, wo hinter 
dem Eisernen Vorhang das Sowjetregime weiter Genozide an den Völkern Osteuropas verüb-
te und in der Tat auch am eigenen Volk“. 

Kalniete griff damit die Motive der kritischen Erinnerungskultur auf, derentwegen Lettland 
und die beiden anderen baltischen Staaten Estland und Litauen seit Beginn der neunziger Jah-
re zurechtgewiesen wurden – aus naheliegenden Gründen aus Rußland, aber auch aus Westeu-
ropa und Amerika, wo die Gleichsetzung von „sowjetischem Faschismus“ und Nazismus als 
„Revisionismus“ gebrandmarkt wurde. Auch für Kalniete steht fest: „Erst nach dem Fall des 
Eisernen Vorhangs erhielten die Forscher Zugang zu den archivierten Dokumenten und Le-
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bensgeschichten dieser Opfer. Diese belegen, daß beide totalitären Regime – Nazismus und 
Kommunismus – gleich kriminell waren.“ 

Gleich kriminell – das war auch die heftig kritisierte Botschaft, mit der sich die lettische Prä-
sidentin Vike-Freiberga vor vier Jahren an die „Holocaust-Konferenz“ in Stockholm gerichtet 
hatte. Vike-Freiberga nahm damit Stellung zur Art und Weise, wie Lettland nach Wiederher-
stellung seiner Unabhängigkeit mit Verbrechen gegen die Menschlichkeit aus der Zeit deut-
scher und sowjetischer Besatzung umgegangen war – und auch die Rede Kalnietes ist vor die-
sem Hintergrund zu sehen. Lettland war Mitte der neunziger Jahre vorgeworfen worden, Ver-
brechen des Stalinismus besonders scharf, den Mord an den lettischen Juden während der 
deutschen Okkupation dagegen besonders lasch zu verfolgen. Die Vorwürfe erreichten jedes 
Jahr ihren Höhepunkt, wenn Angehörige der ehemaligen „Freiwilligen lettischen Waffen-SS-
Legion“ in einem Schweigemarsch in Riga ihrer Toten gedachten. 

Die politische Führung in Riga sah sich deshalb mehrmals dazu veranlaßt, gegen den „Skan-
dal“ einer moralischen Verurteilung des Landes vorzugehen – das richtete sich vornehmlich 
gegen Rußland, von wo das Gespenst einer „faschistischen Hetzjagd“ aufgebaut wurde. Pro-
zesse gegen mutmaßliche Kollaborateure der deutschen Besatzer kamen allerdings nicht auf 
Druck Moskaus zustande, sondern nach diplomatischen Interventionen Washingtons – etwa 
im Fall Konrads Kalejs‘, eines ehemaligen Offiziers des „Arajs-Kommandos“, das an der Er-
mordung von 30 000 Juden beteiligt war. 

Die Kalejs-Affäre war der Grund, warum Vike-Freiberga in Stockholm gegen die Legende 
anredete, Lettland reserviere für sich die Rolle des Opferlamms, verschließe die Augen vor 
der eigenen Schuld und übertünche damit unter anderem antisemitische Traditionen des Lan-
des. Nicht von der Hand zu weisen ist der Vorwurf, dabei handele es sich um westeuropäi-
sches Schablonendenken. Falsch ist die Behauptung, der lettische Antisemitismus sei vor und 
während der deutschen Besatzung von 1941 bis 1944 eine starke, gar eine Massenbewegung 
gewesen, die auf den Nationalsozialismus nur gewartet habe. Unter dem autokratischen Präsi-
denten Ulmanis, den die Sowjets wie mehrere tausend andere Letten nach dem Einmarsch von 
1939 deportiert hatten, waren nationalistisch-antisemitische Gruppierungen verboten worden. 
In den zwanziger Jahren, nach der Revolution von 1919 und der Herstellung der lettischen 
Unabhängigkeit, die der baltendeutschen Herrschaft ein Ende setzte, hatten es die Minderhei-
ten in Lettland – ob die entmachtete baltendeutsche oder die jüdische – zwar nicht leicht. Die 
Rechte, die ihnen zugestanden wurden, waren in Europa jedoch einzigartig - das ist nebenbei 
eine Tradition, von der heute die russische Minderheit profitiert. Jüdische Schulen genossen 
in der ersten Zeit der lettischen Unabhängigkeit große Eigenständigkeit. Eine der ersten Schu-
len in Riga, die Ende der achtziger Jahre, als sich Lettland aus der sowjetischen Umklamme-
rung löste, wiedereröffnet werden konnte, war eine jüdische. 

Die Zahl der am Judenmord in Lettland beteiligten Letten wird in seriösen Untersuchungen 
zwischen 300 und 1500 angegeben – nicht mit 110.000, wie eine pure Addition lettischer 
„SS-Angehöriger“ und lettischer Polizisten unter deutschem Kommando ergibt. Nicht nur 
solchen Details widmet sich seit Ende der neunziger Jahre eine lettische Historiker-
Kommission, deren Arbeit dazu geführt hat, daß der Holocaust in Lettland besser erforscht ist 
als in manch anderem „revisionistischen“ Land Europas. 
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     17/2005 – 25.04.2005 

LETTLAND 

Die Fliegen im Bernstein 
Von Mayr, Walter 

Russlands Präsident Putin plant den 60. Jahrestag des Kriegsendes als Jubelfeier 
alter Größe. Doch für die baltischen Staaten war der Tag der Befreiung von den 
Nazis der Tag der Besetzung durch die Sowjets. Deshalb fordert die lettische 
Präsidentin ein klärendes Wort zu den Verbrechen Stalins. 

 

Wenn der sowjetische Ministerpräsident Alexej Kossygin das noch erleben könnte: wie jetzt 
im ersten Stock seiner einstigen Sommerresidenz in Jurmala an der Ostsee über ihn und sei-
nesgleichen geredet wird. 

Über die Mitglieder der kommunistischen „Herrenrasse“ mit ihren Privilegien. Darüber, wie 
sie 1944 wieder hierher nach Lettland kamen, um das „Land zu besetzen, seine Bewohner 
entweder nach Sibirien zu deportieren oder ins Exil zu treiben“. Alles unter dem Vorwand, 
den Faschismus auszurotten. Und dass mit dem Verschweigen sowjetischer Verbrechen nun 
endlich Schluss sein müsse.  

So klingt das bei Vaira Vike-Freiberga, der Präsidentin Lettlands. Außer der Villa am Strand 
hat sie wenig übernommen vom Sowjetführer Kossygin und seiner Welt. Von null auf hundert 
in Sekunden hochbrausend, sobald es um die Vergangenheit geht, hält die streng gestriegelte 
Landesmutter nun Hof im alten Wohnzimmer des KPdSU-Granden – flankiert von einer 
Burmakatze und einem schwarzweißen Fellknäuel, das auf den Namen Fumi hört. 

Die unerschrockene Psychologieprofessorin hat außerhalb Lettlands für Aufsehen gesorgt, 
seit sie verkündete, an den Mai-Feierlichkeiten in Moskau zum 60. Jahrestag des Kriegsendes 
nur schweren Herzens teilnehmen zu können: Solange Russland die „Unterwerfung Mittel- 
und Osteuropas nach dem Krieg“ nicht öffentlich bedauere, sei das Land in Sachen Freiheit, 
Demokratie und Menschenrechte nicht auf Augenhöhe. 

Am 9. Mai 2005 wird Wladimir Putin Seite an Seite mit George W. Bush, Gerhard Schröder 
und 56 weiteren Staats- und Regierungschefs die feierliche Parade zu Ehren der Roten Armee 
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in Moskau abnehmen. Für sie, sagt Vike-Freiberga, sei das nicht nur ein Tag der Freude: „Der 
Sturz der nationalsozialistischen Macht hat nicht zur Befreiung meines Landes geführt. Viel-
mehr wurden die drei baltischen Staaten Lettland, Estland und Litauen einer erneuten brutalen 
Besatzung durch ein anderes ausländisches totalitäres Regime unterworfen – durch die Sow-
jetunion.“ 

Die Ordnungsrufe der lettischen First Lady platzen wie Blechtrompetenstöße in die General-
probe eines Kammerorchesters – das offizielle Moskau stimmt sein Volk seit langem feierlich 
auf den Tag ein, an dem die Führer der Welt auf russischem Boden des Sieges über den Fa-
schismus gedenken wollen. Mehr als 20 Millionen Sowjetbürger ließen im Zweiten Weltkrieg 
ihr Leben. 

Indigniert nimmt Moskau zur Kenntnis, wie die ex-sowjetische Zwergrepublik Lettland, in-
zwischen EU- und Nato-Mitglied, im Vorfeld für Unruhe sorgt. Die Staatsoberhäupter Est-
lands und Litauens haben ihre Teilnahme zum Entsetzen des Kreml inzwischen abgesagt. Po-
lens Präsident Alexander Kwasniewski willigte erst nach langem Zögern und mit der Forde-
rung ein, am 9. Mai sollten „Worte der Verurteilung für den Molotow-Ribbentrop-Pakt zu hö-
ren sein“ – für jenen Vertrag von 1939, in dessen Zusatzprotokoll Stalin und Hitler das Balti-
kum und Polen unter sich aufteilten. 

Es ist, als wäre da plötzlich eine alte Fliegerbombe aus dem Zweiten Weltkrieg hochgegan-
gen, ein vergessener Sprengsatz: Die baltischen Staaten waren die einzigen Opfer des 
Hitlerschen Angriffskriegs, deren Staatlichkeit nach 1945 nicht einmal in eingeschränktem 
Umfang wieder hergestellt wurde. Die von 1920 bis 1940 unabhängigen Republiken ver-
schwanden komplett und für fast ein halbes Jahrhundert unter dem Dach der Sowjetunion. 

Erst seit dem Sieg der „singenden Revolution“ 1991, seit dem von den Letten so genannten 
„dritten Erwachen“, das bildhaft in einer Menschenkette vom litauischen Vilnius über Riga 
bis ins estnische Tallinn seinen Anfang nahm, schreiben die Balten Geschichte aus eigener 
Sicht. Ihr Blickwinkel unterscheidet sich dabei deutlich von dem der sowjetischen Historio-
grafie.  

Europas Tragödien des vergangenen Jahrhunderts sind im Baltikum konserviert wie Fliegen 
im Bernstein, Miniaturen einer vergangenen Zeit. Die Fragen, ob Tyrannen wie Hitler und 
Stalin verglichen werden dürfen, ja: müssen, oder was die Einzigartigkeit des Holocaust aus-
macht, Muster des deutschen Historikerstreits, kehren im baltischen Selbstfindungsprozess 
wieder. 

Lettland ist im Juni 1940 von sowjetischen Truppen besetzt, im Juni 1941 von Nazi-
Deutschland überfallen und schließlich 1945 wieder von sowjetischen Truppen endgültig ein-
genommen worden. „Befreit“ nennen es die Linken, „besetzt“ nennen es die Präsidentin und 
das nationale Lager. Annähernd 100.000 Letten sind im Kampf gestorben, zu beiden Seiten 
der Front. Die Gräben im Volk sind tief. 

Am Morgen des 16. März 2005, Lettlands Erziehungsministerin besucht gerade die israeli-
sche Holocaust-Gedenkstätte Jad Waschem, rüsten in der Rigaer Altstadt die „Düna-Habich-
te“ und andere Kriegsveteranen zum rituellen Gedenken. Die letzten Überlebenden der „Letti-
schen Legion“, die unter dem Kommando von Himmlers Waffen-SS dienten, machen sich auf 
ihren Weg: 69 alte Männer in Zivil, dazu 7 Kriegerwitwen. Um 9.23 Uhr erreichen sie das let-
tische Freiheitsdenkmal. 

„Für Vaterland und Freiheit“ steht seit 1935 auf dem Sockel mit der bronzenen Frauenfigur, 
der Nazi- und Sowjetzeit unbeschädigt überdauert hat. Die Veteranen, die vereinzelt bis zu 
150 Euro Rente monatlich aus Deutschland beziehen, legen Kränze nieder. Einige begrüßen 
sich mit „Heil Hitler“ und schimpfen ein wenig über die „Sechseckigen“, die Davidstern-
Träger, die weiter an der jüdischen Weltverschwörung arbeiteten. 
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„Lieber in klarem deutschem Wasser ertrinken als in russischer Scheiße, das war unsere Devi-
se“, sagt ein alter Untersturmführer, ehe er und die Kameraden in der Rigaer Johannis-Kirche 
aus dem 13. Jahrhundert den Worten des greisen Legionspfarrers Arveds Celms lauschen. Die 
Teilung des lettischen Volkes, die dazu führte, dass aus ein und derselben Familie Angehörige 
auf sowjetischer wie auf deutscher Seite des Kurland-Kessels 1944/45 kämpften, sei weiter 
lebendig, predigt der Geistliche – „diese Teilung endete nicht am 8. Mai 1945“. 

Der junge, fesche Raivis Dzintars, schwarzer Mantel, weißer Schal, zählt zu denen, die den 
Veteranen draußen mit aufgepflanzten lettischen Fahnen ein Spalier gebildet haben. Er ist 
Vorsitzender der Bewegung „Alles für Lettland“, Kommentator der mit 220.000 Lesern auf-
lagenstärksten Zeitung des Landes und zusätzlich Gastautor einer mit nationalsozialistischem 
Gedankengut hausierenden Postille. 

Am Nachmittag im Dorf Lestene, auf dem Friedhof der Kämpfer von der 15. und 19. Division 
der Waffen-SS, spricht er im eisigen Schneesturm zu Veteranen und Gesinnungsgenossen: 
„Nazi-Deutschland hat den Krieg verloren. Aber der Kampf der lettischen Legionäre ist nicht 
verloren und auch noch nicht beendet.“ Der Kampf der Letten in Waffen-SS-Uniformen, sagt 
Dzintars, war der Kampf gegen die russischen Fremdherrscher. 

Am Abend sitzt der jungnationale Führer in einer Brasserie der Rigaer Altstadt, den Siegel-
ring mit einem emblematisch nachempfundenen Hakenkreuz am Finger, und spricht vom 
Vermächtnis der Väter, die den Bolschewiken widerstanden: „Wir sollten lernen zu verstehen, 
welche Heldentaten diese Leute für ihr Volk vollbracht haben.“ 

Im alten Jüdischen Theater an der Skolas-Straße 6, gleich hinter der Altstadt, klingt das an-
ders. Dort fragt Margers Vestermanis: „Wer hat all die Morde in den ersten zwei Monaten 
verübt, als die deutsche Polizei noch nicht organisiert war?“ 35.000 Juden seien allein in den 
ersten 100 Tagen nach dem deutschen Einmarsch liquidiert worden, davon gingen 30.000 auf 
das Konto lettischer Mörder. 

Vestermanis, bald 80 Jahre alt und Gründer des Museums der Juden von Lettland, ist einer 
der letzten knapp 30 Holocaust-Überlebenden, die in Lettland geboren sind und noch heute 
hier leben. 93.000 Juden zählte die Republik vor dem Krieg, an die 70.000 wurden bis 1945 
getötet.  

Als Sohn eines Händlers in Riga geboren, spricht Vestermanis die aussterbende Sprache sei-
ner Vorfahren bis heute – „a jiddisches Wertl“ hat er für den, der es hören will und versteht. 
Im freien Lettland 1925 geboren, erlebte er mit 9 den Putsch des ebenso antideutschen wie 
antisowjetischen Präsidenten Karlis Ulmanis und mit 15 den ersten Einmarsch der Sowjets 
nach dem Molotow-Ribbentrop-Pakt.  

„Wir waren Salonkommunisten und trugen Baskenmützen“, sagt Vestermanis über seine Fa-
milie. Sie seien noch dann voller Hoffnung gewesen, als das Hausmädchen schon begann, das 
Tafelporzellan fürs Proletariat zu beschlagnahmen. Am 1. Juli 1941, nach einem Jahr sowjeti-
scher Besatzung, fiel Riga in die Hände der Deutschen. 

Bald darauf saß Vestermanis im Ghetto. Er lernte, den Davidstern zu tragen und, wie vorge-
schrieben, in der Gosse zu laufen, wurde „Wäiglstäisser“, Schubkarrenfahrer, und KZ-Häft-
ling in Kaiserwald. Eltern, Schwester und Bruder starben durch die Erschießungskommandos 
der SS und ihrer lettischen Handlanger im Kiefern- und Birkenwald von Rumbula. 
Vestermanis selbst erlebte das Kriegsende als Partisan nahe dem lettischen SS-Lager 
Dondangen. 

Den Vaterländischen Kriegsorden Zweiter Klasse trägt er bis heute jährlich am 9. Mai, dem 
Jahrestag des Sieges über den Faschismus. Vestermanis sagt: „Ich bin stolz darauf, nicht 
wehrlos in die Grube gesprungen zu sein.“ 
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Als Mitglied der 1998 einberufenen Historikerkommission versucht der alte Herr nun mitzu-
helfen, die Grundlagen für das Selbstverständnis der jungen, zweiten lettischen Republik wis-
senschaftlich zu klären: die Fragen nach der Kollaboration der Letten mit den Nazis, nach ih-
rer Mitschuld am Holocaust, aber auch nach den Verbrechen der sowjetischen Herrscher. Fra-
gen, die entscheidend sind für das Verhältnis zu den Russen im Land und in Russland, aber 
auch für die Legitimität der antisowjetischen Breitseiten im Vorfeld der Feiern zum 9. Mai. 

Verbürgt ist, dass unter Heinrich Himmlers Kommando Letten ab 1941 als polizeiliche Hilfs-
truppen dienten, auch als Henker in den Konzentrationslagern, sogar als Wachmannschaften 
auf dem Weg vom Warschauer Ghetto nach Treblinka oder bei Anti-Partisanen-Aktionen wie 
dem „Winterzauber“. Für die so genannte Lettische SS-Freiwilligen-Legion, die an der Front 
kämpfte, und nicht nur an der Heimatfront, wurde erst ab 1943 rekrutiert, nach Stalingrad. 

Es gab Massenmörder und stolze Vaterlandsverteidiger unter den Letten, die auf deutscher 
Seite kämpften, Freiwillige und Zwangsrekrutierte. Und es gab zweifelsfrei viele, die nach 
dem ersten Jahr sowjetischer Besatzung und den Deportationen nach Sibirien den Einmarsch 
der Hitleristen für das kleinere Übel hielten. Weil sie befürchteten, was dann, ab 1945, auch 
eintrat: die „Sowjetisierung“ und „Kolonisierung“ Lettlands durch Moskau – samt Massenzu-
zug von Russen, Kollektivierung der bäuerlichen Landwirtschaft und weiteren Deportationen. 

Beschrieben ist das im neuen Buch „Lettische Geschichte im 20. Jahrhundert“, das die Histo-
rikerkommission erarbeitete. Präsidentin Vike-Freiberga hat zwar nur sieben Jahre, als Kind, 
in Riga gelebt, bevor sie mit ihren Eltern ins kanadische Exil wechselte (von wo sie 1998 in 
die Heimat zurückkehrte). Aber sie hat ein Vorwort zum Buch geschrieben und es dann auch 
Präsident Putin geschenkt. In Auschwitz. Am 60. Jahrestag der Befreiung des Konzentrations-
lagers durch die Rote Armee. Sie fand das eine gute Idee. Putin fand das überraschend. Er 
antwortete, schmallippig und auf Deutsch: „Danke schön.“ 

Seither ist das Verhältnis zwischen Letten und Russen endgültig am Boden. Ein Verhältnis, 
von dem Vike-Freiberga ohnehin sagt, schlechter könne es kaum noch werden. Seit 1999 gab 
es kein Treffen mehr auf bilateraler Ebene. Moskau ließ zudem nichts unversucht, der Gegen-
seite zu unterstellen, sie wolle die einst lettischen Teile des russischen Gouvernements Pskow 
zurückholen, vor allem die Stadt Pytalowo. Ein Grenzvertrag zwischen beiden Ländern ist 
deswegen bis heute nicht in Kraft, obwohl er fertig vorliegt. Ihn endlich zu unterzeichnen, 
hatte der Kreml just für den 10. Mai in Aussicht gestellt, in Moskau, am Rande der russischen 
Siegesfeiern. Dieses Junktim fanden die Letten empörend.  

Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses im lettischen Parlament, Alexander Kirsteins, 
hat unlängst angeregt, jenen unter den 30 Prozent Russen in Lettland, die rückkehrwillig sei-
en, mit einem Orchester den Heimmarsch zu blasen. Die Präsidentin findet daran nichts aus-
zusetzen: „Die Russen haben jetzt die Wahl zu schauen, ob sie hier bei uns ihre Kinder auf-
ziehen oder ob sie woanders hingehen wollen. Du kannst ein Pferd zum Wasser führen, aber 
nicht zum Trinken zwingen.“ 

Es ist, als würden alle Beteiligten nach Kräften Öl ins Feuer gießen. Vike-Freiberga forderte 
bei Nato-, EU- oder Botschaftertreffen, „die Verbrechen des stalinistischen Regimes in Lett-
land und anderswo in Mittel- und Osteuropa zu verurteilen“. Russlands Botschafter in Riga, 
Wiktor Kaljuschny, Ex-Vize-Außenminister, erwiderte allen Ernstes, er sehe nicht ein, wes-
halb Russland für sowjetische Vergehen geradestehen solle: Unter den 44 Mitgliedern des Mi-
litärrevolutionären Komitees 1917 seien 38 Juden und 4 Letten gewesen, aber nur ein Russe. 

Und der Kreml-nahe Politologe Wjatscheslaw Nikonow drohte unverhohlen denen, die nun 
vor den Jubiläumsfeiern verstärkt darauf verweisen, dass durch den Molotow-Ribbentrop-
Pakt Hitler und Stalin fast zwei Kriegsjahre lang Verbündete gewesen seien: „Moskaus Ge-
duld ist zu Ende. Wir sollten die Balten daran erinnern, dass Russland ein mächtiges Land 
ist.“ Nikonow ist der Enkel von Stalins Außenminister Molotow. 
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Die Nerven in Moskau liegen derzeit blank, weil Putins Bestreben, Russland als Großmacht 
auf der Weltbühne zu verankern, schon im engsten Einflussbereich scheitert. Auf die Umstür-
ze in den ehemaligen sowjetischen Republiken Georgien, Ukraine und Kirgisien reagierte das 
Moskauer Außenministerium erst, als es zu spät war. Und auch was die Balten, die Polen und 
andere Ex-Mitglieder des Warschauer Pakts nun im Vorfeld des 9. Mai fordern, scheint Mos-
kau von hoher Warte aus gering zu schätzen.  

Nicht anders ist es zu erklären, dass Wladimir Putin den Molotow-Ribbentrop-Pakt rückwir-
kend als legitimen Weg der Sowjetunion bezeichnet, ihre „Interessen und Sicherheit an der 
Westgrenze“ zu garantieren. Und dass die darauffolgende Absage des litauischen Präsidenten 
Valdas Adamkus für die Mai-Feiern in Moskau antilitauische Polemiken zur Folge hatte. 

Nicht anders ist es auch zu erklären, dass Außenminister Sergej Lawrow im Februar zum 60. 
Jahrestag der alliierten Konferenz in Jalta eine Erklärung veröffentlichen lässt, in der es heißt, 
„Jalta“ stehe bis heute für den „Willen, Polen stark, frei, unabhängig und demokratisch“ zu 
machen. Solche Darstellungen stünden für den Willen, „Stalin zu rehabilitieren“, poltert da-
raufhin Polens Außenminister Adam Rotfeld, und Präsident Alexander Kwasniewski spricht 
von Geschichtsschreibung „jenseits der historischen Wahrheit. 

Unter dem Druck der neuen EU-Mitglieder formiert sich nun zunehmend Widerstand gegen 
Putins Neigung, den antifaschistischen Beitrag der Sowjetunion öffentlich zu feiern, ihre Ver-
brechen aber totzuschweigen. In der Erklärung der Lettin Vike-Freiberga heißt es, die „beiden 
totalitären Tyrannen“ Hitler und Stalin hätten mit dem Molotow-Ribbentrop-Pakt gemeinsam 
die Grundlage zu einem „Konflikt ohnegleichen in der Geschichte“ geschaffen, zum Zweiten 
Weltkrieg. 

US-Präsident Bush fliegt demonstrativ zum Staatsbesuch am 6. Mai nach Lettland und erst 
von dort nach Moskau. Großbritanniens Premier Tony Blair und Frankreichs Präsident Jac-
ques Chirac haben die Lettin brieflich bestärkt. Tschechiens Präsident Václav Klaus übermit-
telte, ihre Position sei „vollkommen richtig“. Ein gutes Dutzend weiterer Staats- und Regie-
rungschefs hat Stellung bezogen. Ganz zuletzt und ohne Russland auch nur beim Namen zu 
nennen, hat Bundeskanzler Gerhard Schröder Verständnis bekundet. 

Selbstverständlich werde sie auch feiern im Mai, lässt Vike-Freiberga wissen, aber schon vor 
dem Abflug nach Moskau. Am 2. Mai den Jahrestag des lettischen Beitritts zur EU 2004. Und 
am 4. Mai das Jubiläum des Parlamentsbeschlusses über die Unabhängigkeit von der Sowjet-
union 1990. 

Diese Termine, so Vike-Freiberga, verkörperten für Lettland „das wirkliche Ende des Zweiten 
Weltkrieges. 

WALTER MAYR 

 
 

     11.05.2008  

Historische Minderheit 
Rigas Altgläubige 
Von Christoph Kersting 

Vor mehr als drei Jahrhunderten wurde in Russland eine Kirchenreform einge-
leitet, bei der sich die Altgläubigen von den Russisch-Orthodoxen abspalteten 
und aus dem damaligen Zarenreich auswanderten. Heute leben die etwa zwei 
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Millionen Anhänger der Altgläubigen in Staaten wie Lettland, Polen, Rumänien. 
In Riga bildeten die etwa 20.000 Altgläubigen eine historische Minderheit. 

 
In der lettischen Haupstadt Riga sind die Altgläubigen eine historische Minderheit. (Bild: AP) 

Sonntags, 17 Uhr: Die Messe in der Grebenschikow-Gemeinde hat gerade begonnen. Die 
Molenna, so nennen die Altgläubigen ihren Betraum, ist in düsteres Licht gehüllt. Nur ein 
paar Kerzen brennen vor den unzähligen Ikonen, die fast den gesamten Raum auskleiden. Et-
wa 70 Gläubige haben sich heute eingefunden. Männer und Frauen stehen getrennt voneinan-
der durch eine kleine Wand, die Frauen tragen Tücher und lange Röcke. 

Rund 100.000 russische Altgläubige leben heute in Lettland, 20.000 davon in Riga. Anders 
als die vielen Russen, die Stalin zwangsweise in Estland und Lettland ansiedelte, sind die Alt-
gläubigen eine historische Minderheit, die schon seit Jahrhunderten in der Region heimisch 
ist, erzählt der Vorsitzende der Gemeinschaft der lettischen Altgläubigen, Illarion Ivanov: 

„Im Jahr 988 wurde Russland, die damalige Kiever Rus, christianisiert, und bis zum 17. Jahr-
hundert galten dort einheitlich die Regeln der Rechtgläubigen oder Orthodoxen, wie man in 
Westeuropa sagt. Im 17. Jahrhundert dann leiteten Patriarch Nikon und der damalige Zar Ale-
xej eine Kirchenreform ein. Plötzlich hieß es: Die Bücher, nach denen die Gläubigen sich 
Jahrhunderte lang gerichtet hatten, auch die Liturgie sind falsch. Die Reformen wurden in der 
Folgezeit sehr rigoros umgesetzt, wer sie nicht befolgte, wurde verfolgt, vertrieben, viele 
wurden umgebracht, weil sie an den alten Richtlinien festhalten wollten. Die, die fliehen 
konnten, siedelten außerhalb des Zarenreiches und gründeten neue Gemeinden.“ 

So gibt es bis heute Gemeinden der Altgläubigen in Polen, Rumänien und Sibirien, auf rund 
zweieinhalb Millionen weltweit wird ihre Zahl geschätzt. Doch wodurch unterscheiden sich 
die Altgläubigen heute von den Mitgliedern der Russisch-Orthodoxen Kirche? 

„Ganz wesentlich ist, dass die Altgläubigen die Geistlichkeit, also die Priesterschaft nicht an-
erkennen. Man ging davon aus, dass der wahre Glaube in der offiziellen orthodoxen Kirche 
nach den Reformen verloren gegangen war, dass kein Bischof deshalb die Priesterweihe 
spenden darf. Das hatte für die Altgläubigen zur Folge, dass es bei Ihnen überhaupt keine 
Priester mehr gab. Auch wir haben keinen Priester, sondern einen Gemeindevorsteher, der 
gewählt wird.“ 

Hinzu kommen Besonderheiten wie die Bekreuzigung mit drei anstatt zwei Fingern. Auch be-
zeichnen die Altgläubigen ihre Sakralbauten nicht als Kirche, sondern „Chram“, also Tempel. 
Fälschlicherweise würden sie häufig mit den Protestanten in Westeuropa verglichen, sagt 
Illarion Ivanov. 

„Der Protestantismus gründet sich ja auf etwas Neuem, hier ist es aber umgekehrt. Die offizi-
elle Kirche führte Reformen ein, und wir Traditionalisten wollten am Alten festhalten, darum 
passt der Vergleich schlecht.“ 
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Über mangelnden Zulauf kann sich die Gemeinde nicht beklagen, in einem speziellen Raum 
in der Kirche finden drei bis vier Taufen pro Woche statt, darunter sind auch viele Erwachse-
ne: 

„Wir befinden uns hier im Taufraum, Sie sehen, dass wir hier Taufbecken verschiedener Grö-
ße haben, hier zum Beispiel 1,70 hoch, für Erwachsene, denn bei uns müssen die Täuflinge 
ganz untertauchen, dann kleinere für Jugendliche und Kinder. Wir Altgläubige akzeptieren 
keine orthodoxe Taufe, darum müssen Erwachsene, die zu uns kommen, ein zweites Mal ge-
tauft werden.“ 

 
 

     16.05.2008 

Russen in Lettland: „Meine Heimat ist Riga“ 

 
Spuren russischer Vergangenheit. Die russisch-orthodoxe Kirche gewinnt auch in Riga wieder an Ein-
fluss – unter der russischen Minderheit (Foto: Ballin/.rufo) 

André Ballin, Riga. Den einen gelten sie als fünfte Kolonne, den anderen als unterdrückte 
Minderheit. Seit Jahren sorgt die Lage der Russen in Lettland für Streit zwischen Riga und 
Moskau. Leidtragender sind sie selbst. 

Wuchtig steht der riesige schwarze Betonblock im sonst eher beschaulichen und heiteren 
Zentrum der alten Hansestadt Riga. Er wirkt etwas deplatziert und provokativ. Nicht nur äu-
ßerlich, sondern auch im Inneren birgt das Gebäude Konfliktstoff. 

Dort befindet sich das lettische Okkupationsmuseum. Die Zeit der sowjetischen Besatzung 
wird von Letten und Russen bis heute unterschiedlich bewertet. Das Verhältnis beider Länder 
ist gespannt, darunter leidet vor allem die russische Minderheit in Lettland. 

 

Dunkle Vergangenheit, dunkles Museum. Das Okkupationsmuseum enthüllt die Schattenseiten der 
sowjetischen Besatzung schonungslos (Foto: Ballin/.rufo) 
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Kurze und wechselvolle Geschichte 
Die Geschichte eines eigenständigen Lettlands ist noch jung. Erst 1918 erlangte der baltische 
Staat nach dem Ersten Weltkrieg und der Oktoberrevolution seine Freiheit von Russland. 
„Viele versuchen daher bis heute diese Unabhängigkeit als einen Zufall der Geschichte darzu-
stellen“, klagt Richards Petersons, ein Mitarbeiter des Okkupationsmuseums. Diese Theorie 
diene als Rechtfertigung der Annexion durch die Sowjetunion, meint er. 

Tatsächlich wurde das Land nach dem Hitler-Stalin-Pakt unter Androhung von Gewalt 1940 
der UdSSR angegliedert. Während des Zweiten Weltkrieges war Lettland von deutschen 
Truppen besetzt, 1945 marschierte erneut die Rote Armee ein. Noch zehn Jahre lang kämpften 
die „Waldbrüder“ als lettische Partisanen gegen die „Befreier“ aus Moskau. 

 
Geschichte: Die lettischen Roten Schützen trugen maßgeblich zum Sieg der Oktoberrevolution bei. 
Das wird heute gern vergessen (Foto: Ballin/.rufo) 

Gezielte Russifizierung des Baltikums zu Sowjetzeiten 
Viele Letten wurden in den ersten Jahren der Okkupation verschleppt, andere getötet. Gezielt 
setzte die Sowjetunion auf einen Zuzug von Russen, Ukrainern und Weißrussen ins Balti-
kum. So war 1989 bereits ein Drittel der Bevölkerung russisch. Vor allem in den großen Städ-
ten dominierte die russische Sprache. 

Dann kam die Perestroika und mit ihr die Unabhängigkeit. Auf der Seite der Letten seien da-
mals auch viele Russen auf die Straße gegangen, um für die Freiheit zu demonstrieren, erzählt 
Galina Iwanikina, eine etwa 50jährige Russin aus Riga. Alle sollten die gleichen Rechte ha-
ben. 

Diskriminierung nach der Perestroika 
„Doch plötzlich waren wir keine Bürger mehr“, erinnert sie sich. Das Recht, gewählt zu wer-
den und zu wählen, wurde nur noch ethnischen Letten eingeräumt. Zudem sei für bestimmte 
Branchen ein Berufsverbot für Russen verhängt worden, klagt sie. 

Die Regeln erstrecken sich selbst auf in Lettland geborene Russen. Wer als Russe die lettische 
Staatsbürgerschaft bekommen will, muss sich einer restriktiven Sprach- und Geschichtsprü-
fung unterziehen. Vor allem die Älteren bleiben dabei auf der Strecke. „Früher habe ich Let-
tisch nicht gebraucht und nun bin ich schon in einem Alter, wo es schwer fällt, Sprachen zu 
lernen“, sagt Iwanikina. 

Streit um Schulreform, Okkupanten und SS-Legionäre 
Auch die Jungen haben es nicht leicht. Vor ein paar Jahren hat Riga das Prüfungssystem trotz 
Massenprotesten fast vollständig auf lettisch umgestellt. Klarer Wettbewerbsnachteil für die 
Russen. 
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Wenn sie dann noch einerseits als Okkupanten beschimpft werden und andererseits ansehen 
müssen, wie lettische SS-Legionäre unbehelligt durch die Städte marschieren dürfen, trägt 
dies zur Polarisierung der Gesellschaft bei. 

Moskau nutzt Baltenrussen für eigene Zwecke 
So ist es leicht für Moskau, die russische Minderheit im Baltikum für eigene Zwecke zu in-
strumentalisieren. Sie werden wahlweise für Protestaktionen gegen US-Präsident Bush, die 
NATO-Osterweiterung oder den Abriss von Sowjetdenkmälern mobilisiert. 

Eine „fünfte Kolonne“ des Kremls sind die Baltenrussen jedoch nicht, auch dank der EU, die 
in den letzten Jahren zahlreiche Verbesserungen, unter anderem bei der Reisefreiheit, durch-
gesetzt hat. Die Gegensätze sind geringer geworden. 

„Meine Heimat ist Riga“ 
„Wir sind anders als die Russen in Russland – ruhiger und zurückhaltender“, sagt Iwanikina. 
Der Landescharakter habe auch die Mentalität der Russen dort geprägt, meint sie. So haben 
sich viele inzwischen arrangiert. 

Sie sehen ihre Zukunft in Lettland und der EU und lernen fleißig Lettisch. „Irgendwann wer-
den sie in Lettland hoffentlich ihre neue Heimat finden“, meint Petersons. Iwanikina hat das 
bereits getan. „Riga ist meine Heimat“, bekennt sie. Hier will sie ihren Lebensabend verbrin-
gen. 

(ab/.rufo/Moskau) 

 
 

     14.05.2009 

„Russland-Feiern“ am Tag des Sieges in Riga 
Warum junge Einwohner Lettlands das Land ihrer Vorfahren 
schätzen 
Von Krzysztof Pilawski, Riga 

»Russland, Russland!« riefen tausende junge Rigaer am späten Abend des 9. Mai. Während 
Lettland wie viele andere EU-Staaten den Europatag beging, feierten junge Menschen in Riga 
den Tag des Sieges: Ein Spiegel des Umgangs der lettischen Politik mit den russischsprachi-
gen Einwohnern. 

Rigas Bürgermeister Janis Birks hatte die Feierlichkeiten zum 9. Mai eigentlich verbieten las-
sen wollen. Es seien – so sein Argument – in der Mehrzahl illoyale Bürger, die daran teilzu-
nehmen wünschten. Doch der Stadtrat überstimmte ihn und ließ das Fest am Denkmal des 
Sieges zu. Zunächst kamen vor allem Menschen mittleren und höheren Alters, um die Mit-
tagszeit überwogen Familien, den Abend beherrschte die Jugend. Die Zahl der überwiegend 
russisch sprechenden Besucher an diesem Tag lässt sich schwer schätzen. Den Blumen nach, 
die von den Besuchern niedergelegt wurden, mögen es über 100.000 gewesen sein. 

Einheimische Journalisten stellten fest, dass der Anteil der Jungen von Jahr zu Jahr zunehme. 
Denen ist das Verbot der Sowjetflagge durch die lettische Gesetzgebung leidlich egal – sie 
tragen sowieso die Fahne der Russischen Föderation. Und sie gehen auch nicht ins »Okkupa-
tionsmuseum« im Zentrum Rigas. Das Museum soll unter anderem begründen, warum die 
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Nachfahren der »Okkupanten« nicht die gleichen Rechte beanspruchen dürfen wie die Letten 
selbst. Auf großem Raum zeigt es das tragische Schicksal tausender unterdrückter und ermor-
deter Letten. Den ermordeten Juden, die Opfer deutscher Besatzer und ihrer lettischen Hel-
fershelfer wurden, wird weitaus kleinerer Raum gewidmet. Vor zwei Jahren wurde dort, wo 
einst die Rigaer Synagoge stand, ein Denkmal eingeweiht. Es erinnert an jene lettischen Bür-
ger, die Juden vor der Vernichtung retteten. Ein Denkmal für die ermordeten Rigaer Juden 
gibt es nicht. 

Wohl aber ein Jüdisches Museum. Im selben Haus haben auch viele Organisationen der rus-
sischsprachigen Bevölkerung ihren Sitz. Für die Juden endeten der Krieg und die barbarische 
Verfolgung mit der Niederringung des Faschismus. Der russische Blick auf die Geschichte 
steht ihnen näher als der offizielle lettische. 

Obwohl seit dem Fall der Berliner Mauer viele frühere Grenzen ihre Bedeutung verloren ha-
ben, werden scharfe Trennlinien nach wie vor geschätzt. Weder Russland noch Lettland wol-
len derzeit aus den Schützengräben der Geschichte klettern. Beide Seiten sind bereit, bis zum 
Letzten für ihren Standpunkt einzustehen. Günstige Zeiten für eine Politik, die auf der Eintei-
lung in Gut und Böse basiert. 

In den 90er Jahren hatte die lettische Seite im eigenen Land eindeutig die Oberhand. Jetzt 
neigt sich die Waage, ähnlich wie in Estland, allmählich zugunsten Moskaus. Die Überwin-
dung des Chaos der Jelzin-Zeit, das schnelle Wirtschaftswachstum, die Verringerung des Ein-
kommensgefälles für junge Spezialisten, die großen Möglichkeiten des russischen Marktes, 
die gravierende Wirtschaftskrise in Lettland, aber auch die für junge Menschen nicht unwich-
tigen Potenziale von Kultur und Sport in Russland – das alles führt dazu, dass sich in Lettland 
geborene junge Menschen emotional dem Land ihrer Vorfahren nähern. Und diese emotionale 
Annäherung ist paradoxerweise eine direkte Folge der in Lettland praktizierten Politik der 
Einteilung in patriotisch »bessere« und »weniger gute« Bürger. Die Kinder der »weniger gu-
ten« Bürger pfeifen heute auf die den Eltern vorenthaltene Bürgerrechte, sie meinen Besseres 
zu kennen.  

 
 

   16.02.2010 

Die Geschichte der Juden im Baltikum: 

Juden in Lettland 
Bereits im Mittelalter siedelten sich Juden im heutigen Lettland an. Die ältesten 
Verweise auf Juden in Kurzeme und Vidzeme belegen jedoch, dass Juden kei-
neswegs willkommen waren.  
von Andrea Fiedler-Boldt 

Zu Beginn des 14. Jahrhunderts verbot Siegfried von Feuchtwangen, der Hochmeister des 
Deutschen Ordens, den Juden das Land des Ordens zu betreten. Sowohl der Orden als auch 
die Bischöfe von Riga und Kurzeme sahen die Juden als Feinde des Christentums an, dessen 
Vormachtstellung sie bewahren wollten. 

300 Jahre später standen Vidzeme und Riga unter der Herrschaft Schwedens. Dessen König, 
Gustav II. Adolf, verbot den Juden, sich in Vidzeme niederzulassen und dort Handel zu trei-
ben. In dieser Zeit durften Juden einzig in der Region um Piltene siedeln. Dort waren ihnen 
neben dem Erwerb von Grundstücken und Häusern auch Handel und Handwerk erlaubt. Diese 
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Rechte behielten die Juden auch, als Piltene unter polnische Herrschaft fiel. Diese günstigen 
Bedingungen zogen zahlreiche Juden aus Deutschland in die Region. Mit dem Wachsen der 
jüdischen Bevölkerung in dieser Region begann die Geschichte der lettischen Juden. 

 
Karte der historischen Regionen Lettlands (Karte: Roalds) 

Die Juden in Kurzeme 
Nicht nur für die Juden war die Aufenthaltsgenehmigung von Vorteil, die der polnische Her-
zog ihnen gewährte. Auch der Herzog selbst profitierte davon: er beauftragte die Juden mit 
der Eintreibung von Zöllen und Steuern und lieh sich Geld von wohlhabenden jüdischen 
Händlern. Auf diese Weise erwirtschaftete er die finanzielle Grundlage zahlreicher Unter-
nehmungen. 

Den deutschen Handwerkern und Händlern waren die Juden bald ein Dorn im Auge. Sie fühl-
ten sich bedroht durch die wirtschaftliche Kraft der Juden. Wann immer jemand keinen per-
sönlichen Nutzen aus der Tätigkeit eines Juden ziehen konnte, forderte er, diese einzuschrän-
ken. 

Immer häufiger wurden Juden in bestimmte Viertel oder Straßen zurückgedrängt oder zur 
Umsiedelung auf das Land gezwungen. Dennoch wurden die Juden ganz allmählich zu einem 
festen Bestandteil der Bevölkerung von Kurzeme. Anfang des 18. Jahrhunderts wurden ihnen 
sogar der Bau einer Synagoge in Aizpute und die Errichtung eines Friedhofes in Jelgava ge-
währt. Zwar wurden in der Mitte des 18. Jahrhunderts alle Juden aus Kurzeme ausgewiesen, 
als der judenfreundliche Herzog Ernst Johann Biron abgesetzt wurde, aber sie kamen schon 
bald zurück. Zum einen waren die russischen Behörden bestechlich, zum anderen war man 
auf ihr Fachwissen in finanziellen Angelegenheiten angewiesen. 

Im Laufe der Zeit kamen immer mehr Juden Kurzeme, darunter viele Handwerker und Händ-
ler, aber auch viele Intellektuelle. So waren die Juden nicht nur an der Errichtung zahlreicher 
Bauwerke beteiligt, sondern bereicherten auch das kulturelle Leben Kurzemes. Die Reform-
bewegung haskala forderte die Juden auf, sich zu integrieren und aktiv an den kulturellen 
Veranstaltungen des Gastgeberlandes teilzunehmen. Am Ende des 18. Jahrhunderts waren 22 
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% der Bevölkerung Jelgavas Juden und Kaiser Paul verlieh ihnen schließlich im Jahr 1799 die 
Bürgerrechte. 

Juden in Vidzeme 
Die Teilnahme jüdischer Händler am Leben in Riga ist seit 1536 schriftlich belegt. Da die Ju-
den die Stadt jeden Abend verlassen mussten, errichteten sie 1638 in der Nähe eine unabhän-
gige Siedlung. Da die jüdischen Händler auch den königlichen Hof mit Waren versorgten, 
gewährte man ihnen Mitte des 18. Jahrhunderts eine vorübergehende Aufenthaltsgenehmi-
gung. Sechs Wochen lang durften jüdische Handwerker und Händler mit ihren Familien in 
Riga leben. Da die Juden wichtig waren für das wirtschaftliche Leben der Stadt, gab man ih-
ren Petitionen in St. Petersburg nach und erfasste die schon ansässigen Juden im Jahre 1841 in 
den örtlichen Bürgerlisten. Im Gegenzug mussten die Juden auf ihren traditionellen Klei-
dungsstil verzichten. 

 
Die Synagoge in Riga vor 1906 (Quelle: Jewish Encyclopedia) 

Jüdisches Leben im 19. Jahrhundert 
Ab der Mitte des 19. Jahrhunderts verbesserte sich die Situation für die lettischen Juden. Die 
positiven Entwicklungen in der Industrie und die wachsende Bedeutung der Marktwirtschaft 
förderten die Handels- und Handwerkstätigkeiten der Juden. Sie belebten den Handel zwi-
schen Stadt und Land und wurden so zu wichtigen Versorgen der Bevölkerung in abgelege-
nen Teilen des Landes. Nicht nur wirtschaftlich profitierten die Juden davon, die von nun an 
offiziell Immobilien in Riga und anderen Städten kaufen durften und sogar den Handels- und 
Handwerkergilden beitreten durften. Auch die Beziehung zur lettischen Bevölkerung verbes-
serte sich zunehmend. 

Die Juden trieben erfolgreich Handel, auch über die Grenzen des Landes hinaus, und wurden 
allmählich Teil einer starken Mittelschicht. Besonders wohlhabende Juden gründeten Bank-
häuser und beteiligten sich an Finanzgeschäften. 

Der Erfolg der jüdischen Bevölkerung sorgte dafür, dass immer mehr Juden aus anderen Län-
dern, beispielsweise Litauen und Weißrussland, zuzogen. 
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Später, unter Alexander II., wurden Juden, die nicht in den Bürgerlisten einer Stadt standen, 
ausgewiesen. Außerdem wurden nur noch Juden mit bestimmten Berufen in die Listen aufge-
nommen. 

Im Gegensatz zur weltlichen Obrigkeit unterstützten geistliche Führer den immer wieder auf-
kommenden Antisemitismus nicht und forderten Letten und Juden auf, einander zu unterstüt-
zen. So entwickelten sich – wie in vielen Ländern – zwei Strömungen, eine judenfeindliche 
und eine judenfreundliche, unterstützende.  

Die Juden Lettlands im 20. Jahrhundert 
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts lebten etwa 140.000 Juden in Lettland. In einigen Städten, 
wie Rezekne und Ludza, waren mehr als die Hälfte aller Einwohner Juden. In allen sozialen 
Schichten fanden sich Juden, am Polytechnikum in Riga waren 10% der Studenten Juden. Un-
ter den tausenden Juden, die als einfache Arbeiter und Handwerker tätig waren, verbreiteten 
sich die Ideen des Sozialismus schnell und um das Jahr 1900 gründeten sich Zellen der jüdi-
schen Arbeiterpartei Bund, die 1897 in Vilnius gegründet worden war. Während der soge-
nannten „Lettischen Revolution“ 1905 bis 1907 kämpften jüdische, lettische und russische 
Revolutionäre Seite an Seite, um den Zaren zu stürzen. Lettische und jüdische demokratische 
Kräfte kooperierten seitdem. 

 
1941: Juden und Kommunisten werden in Riga verhaftet. (Foto: Zeitung „T� lgava“) 

Kurz vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges hatte sich die Zahl der Juden in Lettland stark er-
höht. Etwa 30.000 Juden waren nach Lettland gezogen, da die Industrie einen enormen Auf-
schwung erlebt hatte und Arbeitskräfte gefragt waren. Etwa 21.000 Juden lebten in Riga, 
68.000 in der Region Kurzeme und weitere 80.000 in der Region Latgale. 

Die jüdische Bürgerschaft hatte zu Beginn des Krieges ebenso wie die lettische Bevölkerung 
ihre Loyalität zu Russland erklärt. Dennoch wurden nach der Niederlage der Roten Armee 
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Gerüchte verbreitet, die Juden hätten den Deutschen durch Spionage zum Sieg verholfen. 
Während die Russen so ihre Niederlage rechtfertigten, wurden alle Juden aus den Frontgebie-
ten ausgewiesen. Etwa 125.000 Juden verließen in dieser Zeit Lettland. 

Als am 18. November 1918 die Republik Lettland ausgerufen wurde, erhielten auch die Ju-
den, die noch in Lettland lebten, die vollständigen Bürgerrechte. Sie erhielten das Wahlrecht 
ebenso wie das Recht, öffentliche Ämter zu bekleiden oder politische Organisationen zu 
gründen. Sie behielten ihre kulturelle Eigenständigkeit und hatten unter anderem das Recht, 
eigene Zeitungen herauszubringen. 

In den kommenden Jahren zogen wieder mehr Juden in die Städte Lettlands. In Riga stieg ihre 
Zahl von 24.000 auf 44.000. Unter ihnen waren nicht mehr hauptsächlich Handwerker, son-
dern viele Bedienstete und Arbeiter, aber auch Geschäftsleute und Unternehmer mit mittel-
großen bis großen Betrieben. 

Zwar machten die Juden nur 5% der Gesamtbevölkerung aus, dennoch waren mehr als 35% 
des privaten Besitzes in jüdischer Hand. Die wirtschaftliche Macht der Juden und ihre Kon-
takte mit ausländischen Geschäftsleuten trugen wesentlich zur Erneuerung der lettischen 
Wirtschaft bei. 

Doch neben den reichen Juden, die sich Häuser und Autos leisten konnten, gab es auch eine 
Vielzahl jüdischer Bürger, die sehr arm und auf Unterstützung angewiesen waren. Diese er-
hielten sie von religiösen Organisationen und jüdischen Stiftungen. 

Viele Juden erklärten Lettland zu ihrer Heimat, und so beteiligten sich viele jüdische Organi-
sationen am politischen Leben des Landes, am konstitutionellen Aufbau ebenso wie an den 
Parlamentswahlen. 

Viele Juden zog es jedoch nach Palästina, und auch David Ben-Gurion ermutigte die Juden 
bei einem Besuch in Riga, in ihr Heimatland zu ziehen. 

Auch in Bildung und Kultur erlebten die lettischen Juden einen Aufschwung. Die Zahl der jü-
dischen Schulen stieg ebenso an wie der Anteil der jüdischen Studenten an lettischen Univer-
sitäten. Das Ausbildungsniveau der Juden war hoch und sie brachten einige berühmte Wis-
senschaftler hervor, unter anderem den Mediziner Vladimir Mintz. 

Die Ereignisse des Jahres 1939 ließen die Juden in Lettland aufschrecken. Die Angst vor ei-
nem Angriff der deutschen Truppen auf die baltischen Staaten wuchs. In dieser Situation er-
hofften sie sich Unterstützung durch die Sowjetunion. Selbst als sowjetische Truppen im Jahr 
1940 Lettland besetzten, begrüßten viele Juden dies, weil sie sich Unterstützung gegen die 
Deutschen erhofften. Sie vertrauten ihrem Bild der Sowjetunion und wussten nichts vom sta-
linistischen Terror, durch den auch zahlreiche Juden ihr Leben verlieren sollten. 

Während der sowjetischen Besatzung wurden viele Juden enteignet, jüdische Vereine und Or-
ganisationen wurden aufgelöst. Im Juni des Jahres 1941 wurden etwa 5.000 Juden ver-
schleppt, die meisten von ihnen fanden in der UdSSR den Tod. Als die Deutschen 1941 in 
Lettland einfielen, hatten es nur etwa 15.000 Juden geschafft, den Verschleppungen zu entge-
hen. Wer in Lettland geblieben war, wurde Opfer des Holocaust. 

Da der Antisemitismus in den baltischen Staaten nicht so ausgeprägt war wie in den anderen 
Staaten der Sowjetunion, kehrten viele Juden nach dem Zweiten Weltkrieg in ihre Heimat zu-
rück. In den 70er Jahren lebten etwa 35.000 Juden in Lettland, davon 30.000 in Riga. Doch 
unter der Kommunistischen Partei war es ihnen verboten, ihre Schulen weiterzuführen oder 
kulturelle Veranstaltungen durchzuführen. 

Im September 1990 wurde eine Deklaration verabschiedet, die den Antisemitismus und den 
Genozid in Lettland verurteilte. Das Leben von Letten und Juden in Lettland sollte fortan 
friedlich und respektvoll gestaltet werden und keinen Raum für Hass bieten. Im Zuge dieser 
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Deklaration wurden zahlreiche Denkmäler errichtet, die an die Schrecken des Zweiten Welt-
krieges erinnern. 

Nachdem Lettland im August die vollständige Unabhängigkeit erlangte, wanderten viele Ju-
den nach Israel oder in den Westen aus. Der Großteil aber entschloss sich, weiterhin in Lett-
land zu leben. 

anf 

 
 

     25.03.2010 

Kritik an Rigaer Okkupationsmuseum unberechtigt 
Das Okkupationsmuseum in Riga ist erneut in die Kritik geraten. 

 
Das Okkupationsmuseum in Riga | Foto: Tanja & Mario Smolibocki 

Israelische Medien sowie jüdische und russische Organisationen beanstanden eine zu einseiti-
ge Ausrichtung gegen den Kommunismus und zu wenig Aufmerksamkeit für den Holocaust 
an den lettischen Juden. Die Tageszeitung Latvijas Av�ze verteidigt die Konzeption der Aus-
stellung: 

„Zunächst muss man die Besucher von Nah und Fern daran erinnern, worum es in dem Muse-
um geht: Um Lettland unter der Sowjet- und Naziherrschaft im Zeitraum 1940 bis 1991. Es 
geht hier also um Lettland und das Schicksal seiner größten Bevölkerungsgruppe sowie seiner 
Minderheiten über ein halbes Jahrhundert. 

… Es umfasst damit zwei ganze Generationen, und natürlich kann die Nazibesetzung dabei 
nicht der absolute Schwerpunkt sein. Die Reporter der Jerusalem Post und nicht nur sie stören 
sich an den gleichgroßen Bildern von Hitler und Stalin, die die Besucher ‘begrüßen’. Aber 
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beide totalitäre Regime sind gleich brutal, und in Riga gibt es außerdem ein für jedermann frei 
zugängliches Museum über die Juden in Lettland und ihre Vernichtung.“ 

 
 

     15.07.2010 

Russland über Diskriminierung russischspra-
chiger Einwohner von Lettland besorgt 
MOSKAU, 15. Juli (RIA Novosti). Das in Lettland angenommene Gesetz „Über die elektro-
nischen Massenmedien“ ist laut dem amtlichen Sprecher des russischen Außenministeriums, 
Andrej Nesterenko, darauf ausgerichtet, den Gebrauch der russischen Sprache im Land einzu-
schränken. 

„Dieser Schritt ist ein offensichtliches Zeugnis von der Diskriminierung der Rechte und Inte-
ressen der russischsprachigen Bevölkerung in Lettland, darunter an den vorwiegend von Rus-
sischsprachigen bewohnten Orten. Es muss mit Bedauern festgestellt werden, dass die letti-
schen Behörden ihren Kurs auf eine Drosselung des Gebrauchs des Russischen, das für ein 
Drittel der Bevölkerung des Landes die Muttersprache ist, in der öffentlichen Sphäre weiter 
verfolgen“, schreibt Nesterenko in einem Kommentar, der am Donnerstag auf der Webseite 
des russischen Außenministeriums veröffentlicht worden ist. 

Das lettische Parlament hatte am Montag in einer außerordentlichen Sitzung den Gesetzent-
wurf „Über die elektronischen Massenmedien“ angenommen, der das Recht der Fernseh- und 
Hörfunkkanäle auf Sendungen in einer nichtstaatlichen Sprache erheblich einschränkt. 

Das Parlament hatte zuvor an dem genannten Gesetz eine Änderung vorgenommen, der zu-
folge die zentralen Fernseh- und Hörfunksender mindestens 65 Prozent der Sendezeit mit 
lettischsprachigen Beiträgen füllen müssen. Staatspräsident Valdis Zatlers lehnte den Gesetz-
entwurf ab und gab ihn an das Parlament mit der Forderung zurück, gleiche Einschränkungen 
für die regionalen Fernsehsender einzuführen. 

Wie der russische Außenamtssprecher nach der Ablehnung der ersten Fassung der Gesetzes-
änderungen durch den lettischen Staatspräsidenten geäußert hatte, betreibt Riga weiterhin eine 
Politik, die auf die Diskriminierung der russischsprachigen Bevölkerung und die Einschrän-
kung der Redefreiheit insgesamt gerichtet ist. 

 
 

     16.07.2010 

Auf den Spuren der Hanse und Ritterorden in Lettland 
Kaufleute aus Gotland waren wohl die ersten, die um das Jahr 1150 an den Unterlauf der 
„Daugava“ (deutsch: Düna) kamen, um an der Stelle des heutigen Riga Handel zu treiben. De 
Platz lag an der Stelle, wo einst das heute nicht mehr vorhandene Flüsschen „Rdzene“ 
(deutsch: Riege) mündete, das der späteren Stadt Riga seinen Namen gab. Deutsche Kaufleute 
kamen erst ab 1175 nach Livland. Da sie jedoch den etwa 50 km westlich Rigas gelegenen 
Semgallerhafen als Handelsplatz bevorzugten, wurde dieser im Jahr 1200 kurzerhand durch 
Beschluss des Papstes geschlossen, weil man gezielt den Handel nach Riga lenken wollte. 
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Burg Cesis (Wenden) war einst wehrhaft 

Im gleichen Jahr war hier der Bremer Bischof Albert von Bonhoeveden mit einem Kreuzfah-
rerheer hier an der Mündung der Daugava gelandet, wo er ein Jahr später die Stadt Riga grün-
dete. Vor ihm schon war 1180 der Augustiner-Chorherr Meinhard aus Holstein hierher ge-
kommen, der bei dem Versuch, das heidnische Volk Liven zu christianisieren und zu unter-
werfen gescheitert war. Es kam wie so oft zur Schlacht, in der er 1198 sein Leben verlor. Der 
Papst rief daraufhin den Kreuzzug aus, allerdings weniger aus moralischen als aus finanziel-
len Erwägungen, denn er war daran interessiert, die Zahl der Länder zu vergrößern, die Rom 
Abgaben leisteten. Bischof Albert ging jetzt sehr planmäßig vor. Drei Jahre nach der Grün-
dung Rigas weihte der Papst auf sein Betreiben hin Livland der Gottesmutter Maria. Damit 
hatte er immerhin die Livlandfahrt mit dem Kreuzzug Jerusalem auf eine Stufe gestellt, war 
doch das Heilige Land ihrem Sohn Jesus geweiht. Etwa dreizehnmal reiste der emsige Bi-
schof auf dem gefährlichen Seeweg nach Bremen zurück, um zu Hause für sein neues Bistum 
Unterstützung zu erhalten. 

Handel und Kirche hatten anfangs durchaus gemeinsame Interessen im Baltikum. So wurde 
schon zwei Jahre nach der Gründung Rigas der Schwertritterorden ins Leben gerufen, der zu-
nächst die Aufgabe hatte, als Militärmacht die neue Stadt zu schützen. Denn in solchermaßen 
geordneten Verhältnissen konnte sich der Handel gut entwickeln und Riga nahm als Handels-
stadt immer mehr an Bedeutung zu, bis die Stadt schließlich 1282 der Hanse beitrat. Die Stadt 
wuchs enorm schnell was man daran erkennen kann, dass sie innerhalb von weniger als 30 
Jahren etwa das 5- bis 6-fache ihrer ursprünglichen Ausdehnung erreichte. In der Stadt hatten 
seit 1211 die Bürger, vor allem die Kaufleute das Sagen. Selbstbewusst wählten sie 1225 
erstmals ihren Stadtvogt, der bisher vom Bischof eingesetzt worden war. Im gleichen Jahr 
wird der Rat der Stadt zum ersten Male urkundlich erwähnt und die Hauptstadt von Livland 
wird zum Sitz der Erzbischöfe von Riga. Bald schon strömten deutsche Ritter von den Werbe-
feldzügen Bischof Alberts in Deutschland angelockt ins Baltikum, wo sie dem Deutschen Or-
den als Heerführer dienten, der sie im Gegenzug mit Land entschädigte. Für den Nachschub 
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an Priestern sorgte der Papst selbst, indem er bestimmte, dass jedes Kloster einen Bruder ab-
zustellen hatte. Nur deutsche Bauern strömten nicht wie erhofft in Scharen ins Land, denn ih-
nen war die Gegend für die Landwirtschaft schlichtweg zu unsicher. 

Der Schwertbrüderorden hatte die vorrangige militärische Aufgabe, weitere Eroberungen für 
das Christentum im Baltikum zu machen. Dazu mussten die baltischen Heiden in blutigen 
Feldzügen unterworfen werden. Im Rahmen dieser sog. „Ostkolonisation“ waren die Bischöfe 
bestrebt, Deutsche im heidnischen Gebiet anzusiedeln, die dort die Herrschaft ausüben soll-
ten. Dies waren die historischen Gebiete Kurland, Livland und Estland, ferner Insel Ösel 
(heute: Saaremaa) Die deutschstämmige Ritterschaft bildete die Oberschicht, leibeigene ein-
heimische Bauernschaft aber blieben lange Zeit unterpriviligiert. So verwundert es nicht, 
wenn in den Hansestädte wie Riga, Reval oder Dorpat die vernetzten deutschen Kaufleute, 
Handwerker und das wohlhabende, mächtige Bürgertum lange Zeit den Ton angaben. 

 
Riga: Bischof Albert 

Der Schwertbrüderorden gewann aber schon bald nach seiner Gründung soviel Einfluss, dass 
er den Bischof 1207 in einem Bündnis dazu zwingen konnte, ihm ein Drittel der eroberten 
Gebiete zu überlassen. Während sich der Deutsche Orden in Preußen bemühte, die zuvor an-
sässige Bevölkerung zu assimilieren, tat dies der Schwertbrüderorden jedoch nicht. 1237 ging 
er schließlich in dem mächtigen Deutschen Orden auf. Dieser hatte sich nach der Vertreibung 
der Kreuzfahrer aus Palästina mit Zustimmung des Papstes neuen Aufgaben gesucht und ei-
nen neuen Kreuzzug in den Osteuropäischen Gebiete unternommen, zuerst bei den Pruzzen 
(Preußen), dann auch bei den Liven. Es bildetet sich schließlich ein livländischer Zweig des 
Deutschen Ordens heraus (Livländischer Orden), dessen Landmeister direkt dem Hochmeister 
des Ordens unterstand. In Riga erinnert an diese Zeit das Ordensschloss am Ufer der 
Daugava. Die selbstbewussten Ritter hatten es außerhalb der schützenden Stadtmauern erbaut. 

Als der straff geführte und gut organisierte Deutsche Orden nun plötzlich selbstbewusst als 
eigenständige kirchliche Organisation auf den Plan trat, blieben Konflikte mit den Erz-
bischöfen von Riga nicht aus. Statt in der gefahrenvollen Situation zusammenzuarbeiten ent-
zweite man sich. Der Grund: Der Orden forderte mehr Land als die Kirche bereit zu geben 
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war;  zudem erhob der Bischof Abgaben, die dem Orden zustanden. Es kam zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen, mancher Streit zwischen der Schutzmacht und der Kirche musste so-
gar durch den Papst selbst geschlichtet werden. Der Orden wurde aber immer mächtiger. In 
ihrer Not versuchten die Bischöfe sogar bei benachbarten Staaten wie z.B. Dänemark oder 
beim Deutschen Kaiser Schutz zu finden. Schließlich verlor die Geistlichkeit ein Vorrecht 
nach dem anderen. So musste der Erzbischof schließlich 1330 die Mitherrschaft des Ordens 
über die Hauptstadt seines Erzbistums Riga anerkennen. Und erst viel später nach der 
Schlacht bei Neuermühlen 1492 erkannte der Erzbischof von Riga den Deutschen Orden als 
die Schutzmacht Livlands an und beteiligte sich auch mit einem eigenen Heereskontingent an 
der Schlacht am Smolinasee 1502. 

 
Sigulda (Segewold): Torturm der Hauptburg 

Das Vordringen des Schwertbrüderordens in den baltischen Raum kann man anhand der Rit-
terburgen noch heute studieren. Als die Ordensritter damit begannen, livländische Städte an 
der wichtigen nordöstlichen Handelsstraße von Riga nach Pskov zu erobern, gründeten sie zur 
Absicherung des neuen Herrschaftsgebietes mächtige Burgen, die heute als restaurierte Se-
henswürdigkeiten Scharen von Touristen anziehen. Eine von ihnen, die 1209-26 errichtete 
Schwertritterburg bei Sigulda (früher „Segewold“), liegt strategisch klug gewählt am Rand 
des zum Fluß Gauja steil abfallenden Geländes. Was die Zerstörungen im nordischen Krieg 
übrig gelassen haben ist als malerische Ruine heute noch immer beeindruckend. Das Wissen 
des Steinbaus hatten die Ritterbrüder aus Europa mitgebracht. Sie waren damit der einheimi-
schen Bevölkerung, die nur die Holzbauweise kannte, militärisch und technologisch weit 
überlegen. In Sigulda gründeten der Deutsche Orden und der Bischof von Riga in unmittelba-
rer Nachbarschaft zwei benachbarte Ordensstaaten, die voneinander unabhängig waren. 

Eine weitere mächtige Ritterburg, früher „Wenden“ genannt, liegt weiter östlich bei der ehe-
maligen Hansestadt Cesis, wo der Livländische Orden seinen Hauptsitz hatte. Diese Burg war 
von 1237 bis 1561 Wohnsitz des Ordensmeisters. Weil die Besatzung 1577 die Burg nicht in 
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die Hände des anrückenden Ivans des Schrecklichen fallen lassen wollte, zerstörte sie die 
Burg selbst. Nach dem Wiederaufbau wurde sie im großen nordischen Krieg 1703 von den 
russischen Truppen wieder zerstört; seither fristete sie ein Dasein als Ruine. Aber auch hier ist 
man bestrebt, die noch immer eindrucksvollen Reste nach Jahren der Vernachlässigung und 
des Steinraubs für die Nachwelt zu erhalten. Der Höhepunkt der Macht war 1346 erreicht, als 
die Deutschen über Estland und Lettland, das sie Livland nannten, die Herrschaft ausübten. 
Dann kam 1410 die bitterste Niederlage für den Deutschen Orden, als ihn der Schlacht bei 
Tannenberg ein polnisch-litauisches Heer besiegte. Damit war endgültig die Unabhängigkeit 
Litauens vom Ordensgebiet besiegelt. 

Als 1522/23 die neue Lehre der Reformation auch nach Livland vordrang, traten beide Seiten, 
Bischöfe und Ordensmeister zum neuen Glauben über. Der Ordensmeister Albrecht von 
Brandenburg wandelte den preußischen Ordensstaat in ein Herzogtum um und stellt es unter 
die Oberhoheit des katholischen polnischen Königs. Der Augenblick der Übergabe ist auf ei-
nem Kirchenfenster im Rigaer Dom abgebildet. 

Der endgültige Zerfall des livländischen Ordensgebietes setzte im Livländischen Krieg (1558 
bis 1583) ein. Zar Iwan der Schreckliche fiel ein und hob die alte Ordnung auf. Immerhin er-
hielten die städtischen Stände auch unter der folgenden polnisch-litauischer Lehnshoheit 1561 
im Privilegium Sigismundi Augusti das Recht auf den Gebrauch der deutschen Sprache, deut-
sche Gerichtsbarkeit und Religionsfreiheit zugebilligt. Aber erst gegen Ende des 18. Jahrhun-
derts setzte wieder ein Zustrom deutscher Akademiker, Handwerker und Theologen ein, unter 
ihnen der Philosoph und Dichter Johann Gottfried von Herder, der zum Bewahrer der letti-
scher Sprache und Lieder wird. Er lehrte an der Rigaer Domschule und nahm 1778 einige let-
tische Volkslieder in seine „Auswahl von Liedern aller Völker“ auf. Die Letten haben das nie 
vergessen und ihm beim Dom zum Dank dafür ein Denkmal gesetzt. 

Text und Fotos von Walter Töpner 

 
 

     15.08.2010 

Das Land der Ordensritter und der Lieder 

 

Während Litauen Jahrhunderte lang eng mit Polen verbunden war, so teilte Lettland fast 
ebenso lang ein Schicksal mit Ostpreußen. Kurland und Livland waren neben Ostpreußen die 
Kerngebiete des Deutschen Ritterordens. Bis heute ist Lettland stark von den Einflüssen aus 
Nord- und Ostdeutschland geprägt; bis zum Zweiten Weltkrieg war Lettland das größte Zent-
rum der Deutschbalten. Die während der Sowjetzeit gekappten Verbindungen zwischen Lett-
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land und Deutschland sind inzwischen auf vielen Ebenen wieder aufgenommen worden. Ne-
ben regem kulturellem Austausch ist Deutschland auch der wichtigste Handelspartner Lett-
lands. 

Vom Ordensstaat zum Zarenreich 

 

Mit der Eingliederung des Schwertbrüderordens, der in Riga gegründet worden war, erwarb 
der Deutsche Orden (Bild rechts: Hochmeister Hermann von Salza) Anfang des 13. Jahrhun-
derts Livland und Kurland und unterwarf nach heftigen Kämpfen die Kuren, Liven und Sem-
gallen. Die lettische Hauptstadt Riga war bereits 1201 von einem Bischof aus Bremen als 
Handelsstützpunkt und Ausgangsort für die Missionierung gegründet worden. Die Hansestadt 
entwickelte sich hervorragend und stieg bald zur bedeutendsten Metropole im Baltikum auf. 
Mit der Hanse und dem Deutschen Orden kamen immer mehr Deutsche Siedler und Händler 
ins Land, die bis 1940 einen großen Teil der Oberschicht des Landes bildeten. 

Mit der Reformation kam der Niedergang des Ordensstaates, dessen baltische Territorien zwi-
schen Schweden und Polen aufgeteilt wurden. Auch im aufstrebenden schwedischen Reich 
konnte Riga als zweitgrößte Stadt nach Stockholm seinen herausragenden Rang als Handels-
metropole behaupten. Peter der Große konnte den schwedischen Teil nach seinem Sieg im 
Großen Nordischen Krieg für Russland gewinnen; nach der Dritten Polnischen Teilung fiel 
auch der ehemals polnische Südteil an das Zarenreich. Trotz der verschiedenen Herrschafts-
wechsel behaupteten die Deutschbalten ihre dominierende Stellung in Lettland. 

Unabhängiges Lettland und sowjetische Okkupation 
Am Ende des Ersten Weltkrieges erlangte Lettland nach vielen Jahrhunderten seine Unabhän-
gigkeit. Der junge Staat sah sich bereits knapp nach seiner Gründung einer tödlichen Bedro-
hung gegenüber: Bolschewistische Truppen begannen im November 1918 mit einer Invasion 
des Baltikums und konnten große Teile Lettlands erobern. An der Rückeroberung Lettlands 
1919 waren neben der von Deutschbalten dominierten Baltischen Landeswehr auch mehrere 
Freikorpsverbände beteiligt. 1920 schlossen die Bolschewiki einen Friedensvertrag, der die 
Unabhängigkeit Lettlands bestätigte. 

Durch umsichtige Politik gelang es Karlis Ulmanis (Bild links), dem ersten und einzigen letti-
schen Ministerpräsidenten der Zwischenkriegszeit, das Land zu stabilisieren. Sein Hauptau-
genmerk war auf den Ausbau des Bildungswesens und die Stärkung der Wirtschaft gerichtet. 
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Während der Weltwirtschaftskrise war Lettland eines der wenigen Länder weltweit, dessen 
Wirtschaft sich positiv entwickelte. 

 

Der Hitler-Stalin-Pakt bedeutete das Ende der lettischen Unabhängigkeit; 1940 wurde das 
Land von der Roten Armee besetzt. Die meisten Deutschbalten wurden ausgesiedelt, knapp 
hunderttausend Letten innerhalb eines Jahres nach Sibirien deportiert. Die brutale Okkupation 
war der Hauptgrund für ca. 200.000 Letten, sich zwischen 1941 und 1944 der Deutschen 
Wehrmacht anzuschließen. Auch nach dem Zweiten Weltkrieg setzten Letten den Widerstand 
gegen die Sowjetmacht in den Reihen der „Waldbrüder“ fort. 

Nach dem Rückzug der Wehrmacht folgte Stalins Rache. Einerseits wurden über zwei Pro-
zent der lettischen Bevölkerung deportiert, andererseits erfolgte eine massive Russifizierung 
des Landes. Der Anteil der Letten an der Gesamtbevölkerung der Lettischen SSR sank auf 
knapp über 50 Prozent. 

Erneute Unabhängigkeit 

 
Teilnehmer der 650 km langen Menschenkette „Baltischer Weg“ 

1989 bildeten über eine Million Balten den „Baltischen Weg“ von Tallinn über Riga bis nach 
Vilnius um an den Hitler-Stalin-Pakt und die darauf folgende Okkupation ihrer Staaten zu er-
innern. 1990 erklärte sich Lettland für unabhängig, doch noch im Januar 1991 stürmten sow-
jetische Sondereinheiten das Parlament. Erst im August 1991 anerkannte die Sowjetunion die 
Unabhängigkeit der drei baltischen Staaten. Das Hauptanliegen Lettlands war danach der Bei-
tritt zu EU und NATO, der 2004 erreicht wurde. 
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Unterschiedliche Geschichtsbilder von Letten und „Nichtbürgern“ 
Als Reaktion auf den Versuch, das lettische Volk zur Minderheit im eigenen Land zu machen, 
beschloss das Parlament bereits knapp nach der Unabhängigkeit, dass nur Bürger der Repub-
lik Lettland vom Juni 1940 und deren Nachkommen die lettische Staatsbürgerschaft erhalten. 
Die große russische Minderheit, die nach dem Zweiten Weltkrieg nach Lettland kam, gilt als 
„Nichtbürger“. Seit 1995 ist es diesen Nichtbürgern aber möglich, nach einer Prüfung über 
Sprache, Kultur und Geschichte die lettische Staatsangehörigkeit zu erlangen, wobei vor al-
lem die Sprache ein großes Hindernis darstellt. Etwa 300.000 „Nichtbürger“ leben in Lett-
land. 

Besonders in der Betrachtung der jüngeren Geschichte gehen die Anschauungen der Letten 
und der meisten Russen weit auseinander. Für die meisten Letten sind die als „Legionäre“ be-
zeichneten Kämpfer an der Seite Deutschlands Helden. Bis vor kurzem nahmen auch Vertre-
ter des lettischen Staates an Gedenkfeiern für Angehörige der lettischen Waffen-SS und ande-
rer Verbände teil. Die Russen sehen in den „Legionären“ hingegen faschistische Kollabora-
teure und den Einmarsch der Roten Armee als Befreiung. 

Gute Beziehungen zu Deutschland, Schwierigkeiten mit Russland 
Seit der Unabhängigkeit haben sich die Beziehungen zu Deutschland, das einer der stärksten 
Befürworter des EU-Beitritts der Balten war, sehr positiv entwickelt. Nicht nur die Wirt-
schaftsbeziehungen sind eng, auch auf kultureller Ebene arbeiten die beiden Länder sehr gut 
zusammen. Deutsch ist wieder eine der beliebtesten Fremdsprachen in Lettland, und beide 
Staaten bemühen sich um den Erhalt des gemeinsamen kulturellen Erbes. Die Beziehungen zu 
Russland sind vor allem aus den oben erwähnten Gründen angespannt. Lettland verurteilte 
auch die russische Intervention in Georgien scharf. 

 

Renaissance lettischer und deutschbaltischer Kultur 
Lettland ist berühmt für seine traditionellen Volkslieder „Dainas“, die nach dem Verbot der 
Sowjetzeit eine unglaubliche Wiedergeburt erlebt haben. Schätzungen gehen von weit mehr 
als einer Million bekannter Lieder bei einer Bevölkerungszahl von 2,2 Millionen Einwohnern 
aus. Vorgetragen werden die Dainas auf Sängerfesten, an denen teilweise mehr als 10.000 
Sänger auftreten; der Umsturz von 1989 bis 1991 wurde auch „Singende Revolution“ ge-
nannt. 

Auch wenn die deutsche Minderheit im Baltikum inzwischen sehr klein ist (5.000 Deutsche in 
Lettland, 2.000 Deutsche in Estland) blühen viele deutschbaltische Traditionen wieder auf. 
Aus dem Bild der Universitäten von Riga und Tallinn sind Studentenverbindungen nach deut-
schem Muster inzwischen nicht mehr wegzudenken; fast 60 Verbindungen bestehen in Est-
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land und Lettland. Es ist ein großes Verdienst der Letten und Esten, diese Jahrhunderte alte 
Kultur wieder belebt zu haben. 

Fotos: Rimantas Lazdynas / Julo / Andrei Sdobnikov / Anathema / EDEN 

Mit freundlicher Genehmigung von Unzensuriert.at 

 
 

     22.10.2010 

Lettland 

Rechtsextreme regieren mit 
An Lettlands neuer Koalition sind die radikalen Nationalisten beteiligt, 
nicht aber die russische Minderheit. In dieser Konstellation will Minis-
terpräsident Dombrovskis sein Land aus der Wirtschaftskrise führen. 
Von Hannes Gamillscheg 

 
Lettlands Ministerpräsident Valdis Dombrovskis hat die Rechten in seine Koalition geholt. – Foto: rtr 

Ohne die Partei der russischsprachigen Minderheit, aber mit einer Gruppe radikaler Nationa-
listen will Lettlands Ministerpräsident Valdis Dombrovskis sein Land aus der Wirtschaftskri-
se führen. Drei Wochen nach seinem Erfolg bei der Parlamentswahl gab der konservative Pre-
mier am Freitag bekannt, dass seine künftige Regierung aus drei Parteien bestehen werde: 
dem von ihm geführten Einheitsblock, dem Bündnis von Bauern und Grünen sowie der natio-
nalistischen Allianz „Alles für Lettland / Vaterland und Freiheit“. Die Koalition verfügt über 
63 der 100 Mandate im Saeima von Riga. 

Die Mitte-rechts-Regierung besteht aus den Parteien, die vor der Wahl als Minderheitskabi-
nett regiert hatten, allerdings mit einem entscheidenden Unterschied. Der rechte Flügel, den 
bisher die eher gemäßigte Gruppe „Vaterland und Freiheit“ (VF) bildete, wurde bei den Wah-
len vom Partner „Alles für Lettland“ unterwandert. Dieser besteht aus jungen Radikalen mit 
klar faschistischen Zügen: Sie fordern den Vorrang des „Volkswillens“ vor individuellen 
Rechten, das Verbot der russischen Sprache im Unterricht und propagieren die Deportierung 
ethnischer Russen. Um die Sperrgrenze für den Einzug ins Parlament zu überwinden, verbün-
deten sie sich diesmal mit VF und eroberten dank geschickter Platzierung ihrer Kandidaten 
sieben der acht Mandate der Allianz. Im Kabinett sollen sie den Justizminister stellen. Je 
sechs Ministerien gehen an Einheit und das Bündnis aus Bauern und Grünen. 

Dombrovskis hätte auch nur mit diesen eine Mehrheitsregierung bilden können, wollte sein 
Kabinett jedoch auf eine breitere Basis stellen. Er lud zunächst auch das hauptsächlich von 
der russischsprachigen Minderheit unterstützte Harmoniezentrum, die zweitgrößte Partei, zu 
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Gesprächen ein. Die „Russen-Partei“ und die Rechtsradikalen in einem Kabinett zu versam-
meln, war jedoch illusorisch. Auch im Einheitsblock war der nationale Flügel skeptisch ge-
genüber einer Zusammenarbeit mit Harmonie und forderte, dass die Partei sich in einer ge-
sonderten Erklärung zum Verzicht auf Russisch als zweite Staatssprache und zur Anerken-
nung der Okkupation Lettlands durch die Sowjetunion bekennen müsse. Dazu war diese nicht 
bereit. 

Bedenken gegen Rechtsblock 
„Warum macht man Bürger für Verbrechen verantwortlich, die ein anderes Land vor siebzig 
Jahren begangen hat, nur weil sie Russen sind?“, fragte Harmonie-Chef Nils Usakovs. Er warf 
Dombrovskis vor, das Land in „richtige und falsche, loyale und illoyale Bürger“ aufzuteilen 
und beklagte, dass der Fokus auf ethnische Themen gerichtet werde. Doch der Premier nannte 
die Bedingungen unverzichtbar und brach die Verhandlungen ab. Den Rechtsblock nahm er 
hingegen trotz großer Bedenken in die Koalition auf, versucht jedoch, die Nationalisten an die 
Kandare zu nehmen: Sie mussten sich dazu verpflichten, Themen wie Repatriierung und Rus-
sisch in den Schulen nur „in Einklang mit den Koalitionspartnern“ aufs Tapet zu bringen.  

 
 

        04.04.2011 

Europarat 

Resolution über den Schutz der nationalen Min-
derheiten in Lettland angenommen 
Das Ministerkomitee des Europarates hat eine Resolution über die Einhaltung der Rahmen-
konvention  über den Schutz der nationalen Minderheiten in Lettland angenommen. In der 
Resolution heißt es, dass diese baltische Republik die internationalen Verpflichtungen in Be-
zug auf die hier wohnenden nationalen Minderheiten nicht einhalte. 

Das hat man im Pressedienst der Partei „Für die Menschenrechte im einheitlichen Lettland“ 
mitgeteilt, die als Oppositionskraft lange Jahre die Rechte der russischsprachigen Bevölke-
rung vertreten hat,  bei den jüngsten Wahlen im Jahr 2010 ins Parlament aber nicht einziehen 
konnte. 

Wie der EU-Abgeordnete von der Republik und Parteivorsitzende Tatjana Jdanok mitteilte, 
habe das Ministerkomitee konstatiert, dass die nationalen Minderheiten kein Recht hätten, mit 
den Staatsorganen in ihrer Muttersprache zu kommunizieren sowie die Muttersprache in den 
Namen von Straßen und Ortschaften zu nutzen. Das Ministerkomitee habe aufgerufen, den 
Minderheiten eine solche Möglichkeit zu geben.  

Das Ministerkomitee zeigte sich auch im Zusammenhang mit der Verschärfung  der berufli-
chen Anforderungen zu den Sprachkenntnissen besorgt  und rief auf, die Sprachendiskrimi-
nierung auf dem Arbeitsmarkt zu stoppen. 

Besorgniserregend ist auch die Tatsache, dass die Nichtbürger in Lettland keine Möglichkeit 
haben, am öffentlichen Leben Lettlands aktiv teilzunehmen, einschließlich der Möglichkeit 
der Abstimmung auf den Kommunalwahlen. Besorgniserregend nannte auch das Komitee ei-
ne große Anzahl von Nichtbürgern.   
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     12.05.2011 

Wieder Streit ums Russische in Lettland 
Kaum Chancen für eine zweite Amtssprache 
Von Toms Ancitis 

Obwohl fast 40 Prozent der lettischen Bevölkerung Russisch als Muttersprache verwenden, 
zwinge sie der Staat, Lettisch zu sprechen. Das ist der Vorwurf der Initiatoren einer Unter-
schriftensammlung in Lettland. Ihr Ziel ist eine Verfassungsänderung: Russisch soll zweite 
offizielle Sprache werden. 

»Wir unterstützen eine solche Unterschriftsammlung nicht, denn sie wird der Einheit der Be-
völkerung in keiner Weise dienlich sein.« Lettlands Ministerpräsident Valdis Dombrovskis 
macht aus seiner Ablehnung kein Hehl. Allerdings will sich seine Regierung nicht dem Ver-
dacht aussetzen, sie hindere einen Teil der Bevölkerung an der Ausübung demokratischer 
Rechte. »Klar ist, dass eine solche Unterschriftensammlung in einem demokratischen Staat 
erlaubt ist«, betonte Dombrovskis. 

Lettland ist der baltische Staat, der zu sowjetischen Zeiten die stärkste Einwanderung erlebte. 
Fast ein Drittel der 2,2 Millionen Bewohner sind ethnische Russen. Zum Vergleich: In Litau-
en sind es fünf Prozent, in Estland knapp 26 Prozent. Bis 1989 war Russisch zweite Amts-
sprache. Zwar sprechen die meisten jungen Russen im Lande inzwischen gut Lettisch, aber in 
der älteren Generation hält sich die Abneigung gegenüber dem Lettischen beharrlich. 

In knapp zwei Monaten haben die Verfechter des Russischen 10.000 Unterschriften gesam-
melt und damit die erste Hürde auf dem Weg zu einer Volksabstimmung genommen. Sie ar-
gumentieren, ihre Aktion sei die Antwort auf eine andere Unterschriftsammlung, die von der 
Allianz »Alles für Lettland – Für Vaterland und Freiheit« initiiert wurde: Die lettischen Nati-
onalisten haben ebenfalls schon 10.000 Unterschriften gesammelt. Sie wollen in der Verfas-
sung verankert haben, dass an Schulen nur noch Lettisch gesprochen wird. Derzeit werden an 
den Schulen der russischen Minderheit 60 Prozent des Unterrichts auf Lettisch erteilt, 40 Pro-
zent auf Russisch. 

Die Vorkämpfer des Russischen halten sich in ihrer Wortwahl nicht zurück. »Mit unserer Ak-
tion werden wir den Nationalisten ins Gesicht schlagen«, erklärte einer der Organisatoren, der 
bisher wenig bekannte Unternehmer Eduards Svatkovs. Einen Namen hat dagegen sein Kom-
pagnon Jevgenijs Osipovs, der sich selbst als russischer Neobolschewik bezeichnet. Osipovs 
wurde mehrfach wegen Organisation unerlaubter Veranstaltungen verurteilt. Dritter Aktivist 
im Bunde ist Vladimirs Lindermans, verschiedentlich wegen Anstiftung zum gewaltsamen 
Umsturz und illegalem Sprengstoffbesitz angeklagt. 

Die Regierungsparteien sehen die Entwicklung gelassen. Augusts Brigmanis, Fraktionschef 
des Bündnisses von Grünen und Bauern, sagte der Zeitung »Latvijas Avize«, ihm bereite die 
Unterschriftensammlung keine großen Sorgen. »Jeder weiß, dass das nicht klappen wird.« 
Den Organisatoren gehe es lediglich um öffentliche Anerkennung. Auch lettische Soziologen 
geben den Aktivisten kaum eine Chance, die 153.000 Unterschriften zusammenzubekommen, 
die erforderlich wären, um tatsächlich ein Referendum zu erzwingen. Dabei müsste die Hälfte 
der Wahlberechtigten für den Vorschlag stimmen, also rund 700.000 Bürger. 

Das russisch orientierte Parteienbündnis »Harmoniezentrum«, das 29 der 100 Abgeordneten 
im lettischen Parlament stellt, hat offiziell erklärt, die Initiative nicht zu unterstützen. »Wir 
setzen uns für das Lettische als einzige staatliche Sprache in Lettland ein«, sagte sein Vorsit-
zender Janis Urbanovics. In Interviews für russische Medien bekundet er allerdings seine 
Sympathie für die Zweisprachigkeit. 
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     29.05.2011 

Vorgezogene Neuwahlen in Lettland 
Präsident Valdis Zatlers fordert die Auflösung des lettischen 
Parlaments 
In Lettland hat Präsident Valdis Zatlers die Auflösung des Parlaments gefordert. 
Zuvor hatten die Parlamentarier eine Untersuchung von Korruptionsvorwürfen ge-
gen einen prominenten Abgeordneten und Geschäftsmann blockiert. 

 
Der lettische Präsident Valdis Zatlers während seiner Rede an die Nation am 28. Mai 2011. –
(Bild: Keystone / EPA / Latvian President's Office) 

(sda/Reuters) «Ich habe mich zu einem radikalen Vorgehen entschieden», sagte Zatlers am 
Samstag in einer der wichtigsten Ansprachen seit der Abspaltung des kleinen baltischen Lan-
des von der Sowjetunion 1991. 

Der Verfassung des EU-Mitglieds zufolge muss nun in einer Volksabstimmung über die Auf-
lösung des erst im Oktober 2010 gewählten Parlaments entschieden werden. Setzt sich Zatlers 
durch, gibt es Neuwahlen. Andernfalls muss er abtreten. 

Schlussstrich unter Korruptionsvorwürfe 
Zatlers hat angekündigt, einen Schlussstrich unter seit Jahren andauernde Korruptionsvorwür-
fe zu ziehen. Lettland erholt sich derzeit von den Folgen der Finanzkrise und arbeitet sich ge-
rade wieder aus der Rezession heraus. 

Der Präsident sagte in der Fernsehansprache am Samstag, die Bevölkerung habe in der Krise 
viele Opfer gebracht. Sie habe dies aber nicht getan, um die Profite der Oligarchen zu steigern 
und auch nicht, um ein Ausrauben des Staates zu erlauben. 

Das Parlament habe gezeigt, dass es mehr am Wohlergehen einer kleinen Gruppe oder gar nur 
einer Person interessiert sei als am Wohlergehen des Staates. 

«Oligarchen Lettlands» 
Das Parlament hatte sich geweigert, einer polizeilichen Durchsuchung von Liegenschaften 
zuzustimmen, die dem Geschäftsmann Ainars Slesers gehören. Zatlers beschuldigt eine kleine 
Gruppe einflussreicher Geschäftsleute – bekannt als die Oligarchen Lettlands –, die Entschei-
dungsgewalt im Land faktisch zu kontrollieren. 
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In der kommenden Woche steht im Parlament auch die Abstimmung zu Zatlers Wiederwahl 
an. In Lettland ernennt das Parlament den Präsidenten, der zwar dem Staat vorsteht, aber 
kaum Entscheidungsbefugnisse hat. 

 
 

     02.06.2011 

Andris Berzins gewinnt Präsidentenwahl in 
Lettland 
Bisheriger Amtsinhaber Valdis Zatlers unterliegt in einer 
Kampfabstimmung 
Andris Berzins hat sich bei der Präsidentenwahl in Lettland gegen Amtsinhaber 
Valdis Zatlers durchgesetzt. Berzins erhielt im zweiten Wahlgang der Abstimmung 
am Donnerstag 53 der 100 Stimmen im Parlament. 

 
Andris Berzins ist der neue Präsident Lettlands. (Bild: Keystone/AP) 

(sda/dpa/afp/ddp) Nach einem Machtkampf mit dem Parlament ist Lettlands Präsident Valdis 
Zatlers abgewählt worden. Das Parlament in Riga bestimmte Andris Berzins am Donnerstag 
in einer Kampfabstimmung zum neuen Staatschef. 

Der ehemalige Bankier erhielt im Abgeordnetenhaus 53 Stimmen, der bisherige Amtsinhaber 
Zatlers 41. Zatlers erhielt damit möglicherweise die Quittung für seinen spektakulären Schritt 
am Sonntag, als er die Auflösung des Parlaments wegen zu zögerlicher Korruptionsbekämp-
fung einleitete. 

Nur acht Monate nach den letzten Wahlen werden 1,5 Millionen stimmberechtigte Bürger in 
dem baltischen EU-Land am 23. Juli in einem Referendum endgültig über vorzeitige Neu-
wahlen entscheiden. Experten rechnen damit, dass die Letten dem Antrag auf Parlamentsauf-
lösung zustimmen. 

Aussenseiter 
Berzins trat bei der Präsidentenwahl im Parlament zunächst als Aussenseiter an. Er wurde von 
der Grünen Bauernallianz nominiert, die in der Zwei-Parteien-Koalition unter Ministerpräsi-
dent Valdis Dombrovskis mitregiert. 
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Dombrovskis und dessen Partei Einheitsblock hatten sich hinter den bisherigen Präsidenten 
gestellt und dessen Vorpreschen im Kampf gegen die Korruption ausdrücklich begrüsst. 

Der 2007 als Parteiloser ins Amt gewählte Zatlers hatte vor dem Votum im Parlament erklärt, 
dass er seine Chancen auf eine Wiederwahl mit dem Schritt vom Sonntag wahrscheinlich ver-
schlechtert habe. Nach der Niederlage kündigte er seinen Rückzug aus der Politik nach der 
Amtsübergabe am 7. Juli an. 

Multimillionär 
Der Präsident hat in Lettland im wesentlichen eine protokollarische Rolle. Die ehemalige 
Sowjetrepublik mit ihren 2,2 Millionen Einwohnern wird derzeit von einer Mitte-Rechts-
Koalition regiert. 

Der neue Staatschef Berzins war in den 1990er Jahren Präsident der lettischen Bank 
Unibanka, die später von der schwedischen SEB übernommen wurde. Der Multimillionär war 
auch Vorstandsmitglied der lettischen Handelskammer und des staatlichen Energieunterneh-
mens Latvenergo gewesen, bevor er im Oktober 2010 ins Parlament gewählt wurde. 

 


